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Rechtdurchsetzung mit einstweiliger Verfügung - Lockdown: 
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Der Gerichthof im Zivilschutz stellt die Schiedschutzrichter gemaB Art. 149 genfer 
Abkommen IV - SR 0.518.51 im Vollzug des zwingenden Völkerrechtes gemaB Art. 95 UN- 
Charta, Art. 24 (4), 25, 95 GG zur Verfügung. Die Feststellung obliegt dem 
Schiedschutzgericht, das unter allen Umstanden (insbesondere im Fall von COVID-19) von 
den anderen Machten der Staaten einzuhalten und die Einhaltung durchzusetzen ist. 

Die zwingende Feststellung im Zivilschutz kann in der Staatenverantwortlichkeit mit der 
Verfassungsbeschwerde nicht angefochten werden und geht unbestreitbar und unanfechtbar 
einfach mit Verfassungvorrang in Art. 24 (3), 25, 95 GG den Bundes- und Landesgesetzen 
obligatorisch voraus. Der völkerrechtlich vorrangige Rechtstaatus des Schiedsschutzrichters 
ist im Europarat in ECHR 75529/01 abschlieBend festgestellt und von allen 47 Mitglied- 
staaten akzeptiert worden. 

Alle Ausnahmetatbestande mit dem CORONA-Virus (COVID-19) sind in allen 
Unterzeichnerstaaten der genfer Abkommen mit Eingangsdatum per Fax, Mail oder Brief 
aufgehoben. Die Ausnahmetatbestande sind rückwirkend im Völkerstrafrecht als 
psychologische Kriegsführung zu ermitteln, zu verfolgen und zu ahnden. Der Europarat ist an 
die „Outbreak“ VERFÜGUNG gebunden, da die Mitgliedsstaaten im Recht der Vertrage - 
SR 0.111 dem genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 verpflichtend und zwingend unterliegen. 

Die einstweilige Verfügung ergeht ohne weitere Anhörung von staatlichen Stellen, da sie für 
die Öffentlichkeit nicht erreichbar sind. Jede staatliche Stelle fühlt sich unzustandig oder 
bricht die Anfragen ohne Aussieht auf Aufklarung ab (Rechtschutzmittelbelehrung beachten). 
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Rubrum, Rechtwahl, Gerichtstand und Strafbarkeit: 

Verpflichtung und Rechtbestimmung des zwingenden Vertrages 

• Art. 1, 52 genfer Abkommen I - SR 0.518.12 

• Art. 1, 53 genfer Abkommen II - SR 0.518.23 

• Art. 1, 11, 104, 132 genfer Abkommen III - SR 0.518.42 

• Art. 1, 12, 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 


Die im Zusammenhang mit COVID-19 genannten Ausnahmetatbestande der 
biologischen und psychologischen Kriegsführung im „Lockdown“ sind mit sofortiger 
Verfügung im öffentlichen Recht und zwingenden Völkerrecht für die Bundesrepublik 
Deutschland und den Vertragsparteien aufgehoben. Jede Rechtverletzung kann vor dem 
Gerichthof geklart und beendet werden, da die innerstaatliche Justiz weder in UN-RES 
56/83 völkerrechtlich zustandig noch tatsachlich erreichbar ist. 

Die CORONA-Pandemie stellt zweifellos eine emste Bedrohung dar. Die Verantwortlichen 
werten den Rückgang der Infektionen als Beweis für die Richtigkeit des „Lockdowns“. Der 
damit angerichtete Gesamtschaden für die Menschen scheint aber dem tatsachlichen Nutzen 
für die Menschheit zu übersteigen. GemaB der Historie ist der Lockdown der Pandemie von 
staatlichen Stellen seit langer Zeit geplant, wie die Beweisliste zeigt. 

Die politisch-verantwortlichen Stellen stützen sich bei der Rechtfertigung der harten Anti- 
Corona-MaBnahmen auf die Zahlen gemeldeter Infektionen und Todesfalle, die nur eine 
geringe Aussagekraft haben. Die Testmethode (PCR-Methode) und in Folge die 
Testergebnisse sind unwissenschaftlich, zweifelhaft und nicht eindeutig. Der Virus wird nicht 
eindeutig analysiert. 

Die Zahl registrierter Falie stieg einfach aufgrund der Ausweitung der Tests (PCR-Methode) 
und wird anderseits ein groBer Teil der Infizierten überhaupt nicht erfasst. Das Robert-Koch- 
Institut (RKI), das als Bundesoberbehörde für Infektionskrankheiten in Deutschland dem 
Bundesgesundheitsministerium untersteht-, zahlt alle positiv auf Sars-Cov 2 getesteten Toten 
als Corona-Todesfalle, unabhangig von der tatsachlichen Todesursache. Zunehmende 
Todesfalle in Folge der GegenmaBnahmen erhöhen die Statistik durch aufgeschobene 
Operationen und Arztbesuche, Selbstmorde und/oder verbotene Experimente. 

Wesentlich für die Feststellung der „Outbreak^ VERFÜGUNG ist die einfache 
Tatsache: 

Bei der Pandemie liegt eine schreckliche Erkrankung ohne ein Gegenmittel vor, die innerhalb 
weniger Tage qualvoll zum Tod des Menschen führt. Nur in diesem kon kr eten Fall ist eine 
Einschrankung von Grundrechten und Grundfreiheiten in der öffentlichen Ordnung zulassig. 

Das Gesetz zur Verhütung und Bekampfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz - IfSG) verlangt eine Krankheit einer Person (juristischen Person - 
„Name“ - BverfGE 1 BvR 1766/2015) und soll den Menschen vor der Person schützen. Der 
Zivilschutz im zwingenden Völkerrecht ist zustandig, weil in Folge die Grundrechte und 
Grundfreiheiten des Menschen eingeschrankt oder verboten werden. 
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Auf der Suche nach dem ursprünglichen Übertrager des Virus, -dem Wirt als Übertrager-, 
wird ein gegen das Virus imitierter und nicht simulierter Wirt vermutet, den es zur 
Herstellung eines Impfstoffes zu finden gilt. Es besteht aber ein Gegenmittel bei COVID-19! 

Da es sich um COVID-19 handelt, sind alle COVID s 1-18 erkrankten Menschen als Wirt 
geeignet, ein Antivirus für die Zukunft zu entwickeln, da die Menschen nicht sterben, sondern 
erkranken. AuBerdem können Menschen zukünftig nicht mehr erkranken, die COVID's 1-18 
überlebt haben. Das Antivirus ist also nur den Menschen zu verabreichen, die nicht an 
COVID's 1-18 erkrankt waren, und das ist die Ausnahme. 

Es ist zu vermuten, denn die Absicht steht gegen die Vermutung, daB die einfache 
Entwicklung des Serums mit der Behauptung einer Pandende in Folge in der Öffentlichkeit 
dem Menschen und der Menschheit nur Angst und Schrecken verbreiten soll, denn die 
Pandemie verlangt eine einheitliche Vorgehensweise. Alle Staaten machen das was sie wollen 
und nicht was sie im Pandemiefall machen rnüssen. 

Die „Outbreak“ VERFÜGUNG ist obligatorisch anzuwenden und durchzusetzen, denn die 
vorgetauschte Pandemie ist eine psychologische Kriegsführung und im Völkerstrafrecht ein 
Verbrechen. 
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„Outbreak" VERFÜGUNG: 

vom 10.06.2020 n. Chr. aE. 

Staatenverantwortlichkeit im zwingenden Völkerrecht für den Zivilschutz 
wegen Ausfall und systematischer UN-Erreichbarkeit der staatlicher Stellen (UN-RES 56/83) 


Die zwingende Verfügung wird öffentlich in leicht verstandlicher Sprache schriftlich 
abgefaBt. 

Alle Ausnahmetatbestande mit dem CORONA-Virus (COVID-19) sind in allen 
Unterzeichnerstaaten der genfer Abkommen aufgehoben und sind rückwirkend im 
Völkerstrafrecht als psychologische Kriegsfühmng zu ermitteln, zu verfolgen und zu ahnden. 

Die im Zusammenhang genannten Ausnahmetatbestande der biologischen und 
psychologischen Kriegsfühmng mit COVID-19 sind mit sofortiger Verfügung im 
öffentlichen Recht und zwingenden Völkerrecht für die Bundesrepublik Deutschland 
und Vertragsparteien aufgehoben. Jede Rechtverletzung kann vor dem Gerichthof 
geklart und beendet werden, da die innerstaatliche Justiz weder in UN-RES 56/83 
völkerrechtlich zustandig noch tatsachlich erreichbar ist. 


Problem; 


Die Menschen stehen durch COVID-19 unter fiktionalem Generalverdacht von Outbreak 
(lautlose Killer) im Kriegszustand als entwaffnete Kriegsgefangene (§§ 8-9 BKA-Gesetz DR 
310/01, Art. 122, 123 genfer Abkommen III) durch Einschrankung und/oder Verbot von 
Grundrechten und Grundfreiheiten zur Schaffung von Binnenflüchtlingen im Verbrechen und 
Aggression gegen die Menschlichkeit. 


Kraft 


• Mir natürlich beliehenen Rechtes im BewuBtsein vor dem Schöpfer für die Schöpfung 
als Recht Schaffener Mensch, 

• als Professor der Akademie Menschenrecht in der systematischen Rechtanwendung 
(Wer im Recht das Wissen hat und nicht Rechtwissenschaft macht, kann das Problem 
lösen), 

• der öffentlichen Feststellung und Akzeptanz des verpflichtenden Europarates in ECHR 
75529/01 für 47 Mitgliedschuldstaaten im Rechtstillstand im zwingenden Völkerrecht, 

• Sonderbotschafter für die vereinten Nationen in Art. 95 UN-Charta in Verbindung mit 
UN-RES A/RES/217, UN-DOC 217/A-(III) für das unverletzliche, unverauBerliche 
sowie unveranderbare und nicht justiziable Recht des Menschen in den natürlichen 
Grundrechten und Grundfreiheiten im zwingenden Völkerrecht (UN-RES A-RES 
66/164). 
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• als Leiter der unabhangigen Organisationen des Zivilschutzes im Hochkommissariat 
für Menschenrecht des IZMR - ICHR und ZEB - CCEC als Hochkommissar im 
zwingenden Völkerrecht (UN-RES A-RES 66/164). 

• als Recht schaffener Richter in Fragen des Menschenrechtes gemaB Art. 142 - 149 
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 im zwingenden Völkerrecht. 

• in der öffentlichen Feststellung und Bekanntmachung für die 47 Mitgliedschuldstaaten 
des Europarates in Art. 6 im Recht der Vertrage - SR 0.111, daB Ich nicht in die 
innerstaatliche Justiz hineingezogen werden darf und nach zwingendem Völkerrecht 
in „ordre public“ gemaB Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83 in Verbindung mit Art. 95 UN- 
Charta, Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 zu entscheiden habe. 

• Art. 24 (3), 25, 95 GG - Art. 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 
Obligattion 

Das Verhaken einer Person oder Stelle, die kein Staatsorgan ist, die jedoch nach dem 
Recht des betreffenden Staates ermachtigt ist, hoheitliche Befugnisse auszuüben, ist 
als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, sofern die Person oder 
Stelle im Einzelfall in dieser Eigenschaft handelt. 

• Art. 9 UN-RES 56/83 - Abwesenheit oder des Ausfalls der staatlichen Stellen, 

Das Verhaken einer Person oder Personengruppe ist als Handlung eines Staates im 
Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn die Person oder Personengruppe im Falie der 
Abwesenheit oder des Ausfalls der staatlichen Stellen faktisch hoheitliche Befugnisse 
ausübt und die Umstande die Ausübung dieser Befugnisse erfordern (Vergleich Art. 
11-12 UN-RES 56/83). 

wird die Vollstreckung der „Outbreak“ VERFÜGUNG völkerrechtlich angeordnet. 


Lösung durch tatsachliche Feststellung: 

Mit der Behauptung einer pandemieartigen Viruserkrankung werden die Menschen in den 
Staaten mit Ausnahmegesetzen massiv in den unreduzierbaren Grundrechten und 
Grundfreiheiten eingeschrankt und/oder verletzt. 

Wahrend die Arzte und Institute vortauschen ein Gegenmittel gegen ein gefahrliches Virus zu 
suchen, um seine Verbreitung zu verhindem, versuchen bewaffnete Verbande auf politische 
Ausnahmeanweisungen dies zu unterbinden - schlieBlich ist ein Virus die perfekte Waffe der 
psychologischen Kriegsführung des Angst und Schrecken gegen Zivilisten. 

Bei der Pandemie liegt eine schreckliche Erkrankung ohne ein Gegenmittel vor, die innerhalb 
weniger Tage qualvoll zum Tod führt und die Vernichtung durch einen Luftangriff mit einer 
Aerosol- oder Atombombe beendet werden kann (historischer Holocaust - Sodom und 
Gomorra, Hiroshima und Nagasaki oder Nationalsozialismus und Militarismus). 
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Auf der Suche nach dem ursprünglichen Übertrager des Virus, dem Wirt als Übertrager-, wird 
ein gegen das Virus imitierter und nicht simulierter Wirt vermutet, den es zur Herstellung 
eines Impfstoffes zu finden gilt. 

Da es sich um COVID-19 handelt, sind alle COVID's 1-18 erkrankten Menschen gegenwartig 
als Wirt für die Entwicklung und Schaffung eines Antivirus für die Zukunft geeignet, wenn 
die Menschen nicht sterben, sondem erkranken und durch einen natürlichen Antivirus 
genesen. Ein natürlicher Antivirus ist bereits 18 Mal vorhanden und muB für einen 
zukünftigen Impfstoff isoliert werden. 

Es ist zu vermuten, denn die Absicht steht gegen die Vermutung, daB die einfache 
Entwicklung des Serums mit der Behauptung einer Pandemie in Folge nur Angst und 
Schrecken verbreiten soll, denn die Pandemie verlangt eine einheitliche Vorgehensweise. Alle 
Staaten machen das was sie wollen und nicht was sie im Pandemiefall machen müssen. 

Die scheinschwangere Pandemie wird zu politisch-polizeilichen durch gesetzlich- 
gewaltsamen Zwecken der sektenartigen Ideologien miBbraucht, die zu schweren materiellen 
und in Folge zu immateriellen Schaden bei den Menschen führen, um die Staaten 
privatvertraglich gegen die öffentliche Ordnung aufzulösen. Der Glaube der Menschen an die 
Gerechtigkeit soll staatlich verbrannt werden. 

GemaB Staatenverantwortlichkeit für die Treuhand- und Eidesverwaltungen (Art. 73 UN- 
Charta, Art. 24 (3), 25, 95 GG), wird der zwingende Zivilschutz nicht eingehalten und die 
Einhaltung nicht durchgesetzt. Die zwingenden Vertrage des Völkerrechts sind unter allen 
Umstanden einzuhalten und die Einhaltung durchzusetzen (Art. 1 der genfer Abkommen I-IV 
- pacta sunt servanda). 


zwingenden Rechtvorschriften 

Art. 95 UN-Charta, Art. 1, 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, 

UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 oder EU-RES 2009/ C-303/06 

Ziel: Verbreitung von gewaltsamer Angst und gewaltsamen Schrecken gegen die Aufklarung: 

■ Art. 47 genfer Abkommen I - SR 0.518.12 

■ Art. 48 genfer Abkommen II - SR 0.518.23 

■ Art. 127 genfer Abkommen III - SR 0.518.42 

■ Art. 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 

Das zwingende Völkerrecht ist als einfaches Bundesrecht einzuhalten und durchzusetzen, da 
es mit der Verfassungsbeschwerde, -anders als Gesetze für die Bundesrepublik Deutschland-, 
nicht mit der Verfassungsbeschwerde weder angefochten noch geprüft werden darf und kann. 

Die Beurteilung der Handlung eines Staates als völkerrechtswidrig bestimmt sich in Art. 3, 
32, 56 UN-RES 56/83, Art. 6, 38-42 EGBGB (ordre public) nach dem Völkerrecht. Diese 
Beurteilung bleibt davon unberührt, daB die gleiche Handlung nach innerstaatlichem Gesetz 
als rechtmaBig beurteilt wird. Es besteht im Völkerrecht die Unerheblichkeit der 
innerstaatlichen Gesetze. Staaten können sich nicht auf das innerstaatliches Gesetz berufen, 
um die Nichterfüllung der obliegenden Verpflichtungen der Staatenverantwortlichkeit zu 
rechtfertigen (Vergleich: Art. 148 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 in Verbindung mit 
Art. 24(3), 25, 95 GG, Art. 73, 95 UN-RES, Art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, Art. 6, 38-42 
EGBGB für die öffentliche Ordnung im Recht). 
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Eine verpflichtete Vertragspartei kann weder sich selbst noch eine andere Vertrag- 
schuldpartei von den Verantwortlichkeiten befreien, die ihr selbst oder einer andern 
Vertragspartei auf Grund der im vorhergehenden Artikel erwahnten Verletzungen 
zufallen. 

Soweit Fragen der Verantwortlichkeit eines Staates für eine völkerrechtwidrige Handlung 
durch diese Artikel nicht geregelt sind, unterliegen sie im Vollzug weiterhin salvatorisch den 
anwendbaren Regeln des zwingenden Völkerrechtes in Art. 142-149 genfer Abkommen IV - 
SR 0.518.51. Für den zwingenden Vollzug des Abkommens werden die Organisationen von 
Menschenrechtkommissaren, Menschenrechtbeistanden und Menschenrechtverteidigern in 
der Regel und Realitat be- und verhindert, um die zwingenden Tatigkeiten praktisch zu storen 
und zu sabotieren. Ausnahmslos in der Regel ist im zwingenden Völkerrecht bestimmt: 

den Organisationen, Hilfsgesellschaften oder jeder andern, den geschiitzten Personen 
Hilfe bringenden Körperschaften die beste Aufnahme gewahren. Sie sollen ihnen wie auch 
ihren gebührend akkreditierten Delegierten alle notwendigen Erleichterungen gewahren, 
damit sie die geschiitzten Personen besuchen, Hilfssendungen und für Erziehungs-, 
Erholungs- oder Religionszwecke dienende Gegenstande irgendwelcher Herkunft an sie 
verteilen oder ihnen bei der Gestaltung der Freizeit innerhalb der Internierungsorte helfen 
können. Die genannten Gesellschaften oder Organisationen können auf dem Gebiete des 
Gewahrsamsstaates oder in einem andern Land gegründet werden oder ober 
internationalen Charakter haben. 

Der Gewahrsamsstaat kann die Anzahl der Gesellschaften und Organisationen, deren 
Delegierte ermachtigt sind, ïhre Tatigkeit auf seinem Gebiet und unter seiner Aufsicht 
auszuüben, begrenzen; durch eine solche Begrenzung darf jedoch die wirksame und 
ausreichende Hilfeleistung an alle geschiitzten Personen nicht behindert werden“. 

Das rote Kreuz ist nicht der Zivilschutz, weil das rote Kreuz die Aufgaben des Zivilschutzes 
nicht angenommen hat und nicht erfüllt. Die Aufgaben des Zivilschutzes sind im 
Völkerstrafrecht genannt, wozu auch die psychologische Kriegsführung dazugehört. 

„ ...Als schwere Verletzungen geiten jene, die die eine oder andere der folgenden Handlungen 
umfassen, sofern sie gegen Personen oder Güter begangen werden, die durch das vorliegende 
Abkommen geschützt sind: vorsdtzlicher Mord, Folterung oder unmenschliche Behandlung, 
einschliefilich biologischer Experimente, vorsdtzliche Verursachung grofier Leiden oder 
schwere Beeintrdchtigung der körperlichen Integritdt der Gesundheit, ungesetzliche 
Deportation oder Versetzung, ungesetzliche Gefangenhaltung, Nötigung einer geschützten 
Person zur Dienstleistung in den bewaffneten Kraften der feindlichen Macht oder Entzug 
ihres Anrechts auf ein ordentliches und unparteiisches, den Vorschriften des vorliegenden 
Abkommens entsprechendes Gerichtsverfahren, das Nehmen von Geiseln sowie Zerstörung 
und Aneignung von Gut, die nicht durch militarische Erfordernisse gerechtfertigt sind und in 
grofiem Ausmafi auf unerlaubte und willkürliche Weise vorgenommen werden. 

Die Vertreter oder Delegierten der Schutzmachte sind ermachtigt, sich an alle Orte zu 
begeben, wo sich geschützte Personen befinden, namentlich an alle Internierungs-, 
Gefangenhaltungs- und Arbeitsorte. Sie sollen zu allen von geschützten Personen benützten 
Raumlichkeiten Zutritt haben und sich mit ihnen ohne Zeugen, wenn nötig durch Vermittlung 
eines Dolmetschers, unterhalten können. Diese Besuche dürfen nur aus zwingenden 
militdrischen Gründen und bloss ausnahmsweise und vorübergehend untersagt werden. Ihre 
Haufigkeit und Dauer dürfen nicht begrenzt werden. Den Vertretern und Delegierten der 
Schutzmachte ist betreffend die Wahl der Orte, die sie zu besuchen wünschen, jede Freiheit zu 
lassen “. 
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Objektivitat des Tatbestandes 

im zwingendem Völkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen: 

Das zwingende Völkerrecht ist insbesondere unter der Behauptung oder Verdacht des 
COVID-19 unter allen Umstanden einzuhalten und seine Einhaltung bei Treuhand- und 
Eidesbruch durchzusetzen. „ ...Mitglieder der vereinten Nationen, welche die Verantwortung 
für die Verwaltung von Hoheitsgebieten haben oder übernehmen, deren Völker noch nicht die 
volle Selbstregierung erreicht haben, bekennen sich zu dein Grundsatz, dafi die Interessen der 
Einwohner dieser Hoheitsgebiete Vorrang haben; sie übernehmen als heiligen Auftrag die 
Verpflichtung, im Rahmen des durch diese Charta errichteten Systems des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit das Wohl dieser Einwohner aufs ciufierste zu fördern; zu 
diesem Zweck verpflichten sie sich... “ im Recht der Vertrage. 

Aus diesem Grund kann sich niemand und kein Staat auf ein Recht berufen, was er nicht hat 
und nicht besitzt (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). Ein Staat ist weder Grundrecht berechtigt 
noch Grundrecht befugt, sondern Grundrecht verpflichtet. Staaten können und dürfen keine 
Grundrechte einschranken oder Verbieten. Die Bundesrepublik Deutschland ist als Feindstaat 
zwingend verpflichtet, das Völkerrecht einzuhalten und unter allen Umstanden durchzusetzen. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in Art. 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 als 

„ ...Vertragspartei verpflichtet in Eriedens- und in Kriegszeiten den Wortlaut des 
vorliegenden Abkommens in ihren Lcindern im weitestmöglichen Ausmafi zu verbreden und 
insbesondere sein Studium in die militarischen und wenn möglich zivilen 
Ausbildungsprogramme aufzunehmen, damit die Gesamtheit der Bevölkerung seine 
Grundsatze kennen lemen kann. 

Die zivilen, militarischen, polizeilichen oder andern Behörden, die in Kriegszeiten eine 
Verantwortung in bezug auf geschützte Personen übernehmen, müssen den Wortlaut des 
Abkommens besitzen und über dessen Bestimmungen besonders unterrichtet werden “. 

Da Art. 25 GG in der Rechtanbindung zum Grundrecht in Art. 20 GG nicht erfolgt ist, damit 
die Regeln des Völkerrechtes als Bestandteil des Bundesrechtes eingehalten und die 
Einhaltung vor Bundes- und Landesgesetzen durchgesetzt werden kann, um Rechte und 
Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes zu erzeugen, ist das Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland nicht in Kraft und somit Legislative, Judikative und 
Exekutive ohne Legitimation und ohne Legalisation verfassungwidig tatig. 

Im prelateralen Völkerrecht sind zwingende Vertrage einzuhalten. Verletzungen des 
zwingend-humanitaren Völkerrechtes im Zivilschutz sind melde- und anzeigepflichtig und 
müssen sofort beendet werden, wenn eine positive Vertragsverletzung vorliegt. Zustandig ist 
gemaB Art. 95 UN-Charta, Art. 95 GG der GdM (oberstes Bundesgericht) als Schutzmacht im 
Zivilschutz. 


Jeder muB das zwingende Völkerrecht per Verfassungrang vorrangig 

kennen und anwenden! 


Das Zivilschutzabkommen ist in Art. 1 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 unter allen 
Umstanden einzuhalten und seine Einhaltung durchzusetzen. 
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Befahigung und Ausbildung - Grundprinzipien betreffend Bedienstete in den Behörden 

(Art 1, 7 (3) Grundrecht, Art. 25 GG, Art. 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, UN- 
RES 45/120, UN-RES 53/144, EU-RES 2009/C-303/06 ... 

Erklarung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und 
Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen 

Die Staaten ergreifen alle notwendigen Mafinahmen, um sicherzustellen, dafi die 
zustandigen Behörden jeden, einzeln wie aucli in Gemeinschaft mit anderen, vor jeder 
Gewalt, Bedrohung, Vergeltung, tatsachlichen oder rechtlichen Diskriminierung, jedem 
Druck sowie vor jeglichen anderen Willkiirhandlungen schützen, die eine Folge seiner 
rechtmafiigen Ausübung der in dieser Erklarung genannten Rechte sind. 

Die erlassenen Gesetze und Ausführungsverordnungen der Bundesrepublik Deutschland sind 
als geplante Verbrechen gegen die Menschlichkeit und gegen den Zivilschutz im zwingend- 
humanitaren Völkerrecht gerichtet. Die verfassungemaBe Legitimation und Legalisation ist 
als Staatsfragment (Rittersturzkonferenz) gegen das Völkerrecht seit dem 12.08.1949 nicht 
hergestellt und umgesetzt worden. Die Völkerrechtswidrigkeit wird festgestellt. 

Die haager Landkriegsordnung durch Tamung und Tauschung gegen einzelne Zivilisten und 
die Zivilbevölkerung wird als ein Verbrechen im zwingenden Völkerrecht und 
Völkerstrafrecht angewandt, denn alle Staaten des Europarates sind verpflichtete Staaten EU- 
RES 2009/ C-303/06. 

ACHTUNG - Folgen der Zuwiderhandlung oder bei Vertragschuldbruch: 

Das Zertifikat für die notwendige und erforderliche Aufklarung und Schulung wird nur vom 
ZentralMeldeAmt - Genf durch die Akademie Menschenrecht herausgegeben, wenn die 
Seminare erfolgreich abgeschlossen wurden. Jeder Bedienstete in den Behörden muB ein 
Zertifikat besitzen und Auskunft über die Zertifizierung geben. 

Fehlt dem einzelnen Menschen in der Bevölkerung im zwingenden Vertrag die notwendige 
und erforderliche Aufklarung und Schulung, so tragt der Mensch für die Person keine 
Verantwortung. Gesetze haben keine Bindewirkung, weder auf den Menschen noch auf die 
Person des Menschen, da ein auBervertragliches Schuldverhaltnis als positive Vertrag- 
verletzung des Staates besteht (Art. 6 EGBGB). 

Fehlt das Zertifikat und die besondere Unterrichtung im Völkerrecht, -insbesondere für die 
Bediensteten in den Behörden-, ist diese Feststellung melde- und anzeigepflichtig, da diese 
eine Grundvoraussetzung ist. 

Der Staat ist der Gesellschaftsvertrag der Behörden mit den unfreiwilligen Bürgen des 
Vertragsstaates als Staatsbürger. Der zwingende Investitionschutzvertrag verpflichtet (UN- 
RES 56/83) den Staat. Alle Staaten sind Vertragsparteien der genfer Abkommen und ihrer 
Zusatzprotokolle und daher durch sie gebunden, damit das Völkerrecht angewandt werden 
kann. Wenn die vertraglich notwendige und erforderliche Aufklarung und Schulung fehlt, 
fehlt die Rechtstaatlichkeit! 
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Die UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 oder EU-RES 2009/ C-303/06 entspricht Art. 144 
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, da jeder den Zivilschutz per Verfassungrang kennen, 
Aufklarung, Beratung und Auskunft geben und den Zivilschutz einhalten muB (Art. 25 GG, 
§§ 6-15 VStGB). Die Rechtverletzung von den Bediensteten in den Behörden kann in der 
Rechtanbindung im Gegensatz zum Gesetz weder verjahren noch das StrafmaB gemaB §§ 4-5 
VStGB gemindert werden. 


EU-RES 2009/C-303/06, Punkt 13-14 

"... Bestimmte ernste Verstöfie gegen das humanitare Völkerrecht geiten als 
Kriegsverbrechen. Kriegsverbrechen können unter den gleichen Umstdnden wie Völkermord 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit auftreten, aber - anders als Kriegsverbrechen - 
müssen letztere nicht mit einem bewaffneten Konflikt einhergehen. Einzelpersonen sind für 
Kriegsverbrechen persönlich verantwortlich ...". 

Da die Menschen nicht die erforderliche und notwendige Aufklarung und Schulung haben 
und/oder besitzen, werden wie dumm gehalten, um sie auf den Arm zu nehmen und in Armut 
zu steuern. Wer also das zwingende Völkerrecht, Sein Recht nicht kennt, hat kein Recht, denn 
nur Dummheit, Faulheit und Feigheit als Übel der Menschheit kann nicht wirksam organisiert 
werden. Aufklarung ist eine Holschuld. Das zwingende Völkerrecht ist eine Bringschuld. 

Offenkundigkeit und Kriegszustand: 

Es wird von Mir als Recht Schaffener Schiedsrichter gemaB zwingendem Völkerrecht im 
Vollzug des Abkommens im Namen und im Auftrag der Gerechtigkeit berechtigt festgestellt, 

daB eine politische, gewerkschaftliche und sektenartige Idiotologienpandemie der 
psychologischen Kriegsführung und keine natürlich-biologische Viruspandemie vorliegt. 
COVID-19 ist, wenn überhaupt, eine gewöhnliche Influenza und keine Pandemie. Für 
Pandemieentscheidungen ware der Zivilschutz gemaB dem zwingendem Völkerrecht 
zustandig und müBte vom Zivilschutz erklart und ausgerufen werden (Art. 95 UN-Charta, 
Art. 24 (3), 25, 95 GG in zwingender Verbindung mit Art. 142-149 genfer Abkommen IV - 
SR 0.518.51). 

Corona bedeutet Kriegsgefangene als Sklaven zu verkaufen und beschreibt ein Begriff des 
Kriegszustandes in Tarnung und Tauschung. HLKO: Kriegsführung durch Kriegslisten gegen 
Zivilisten sind verboten. 

Corona beschreibt einen Generalverdacht im Kriegszustand von entwaffneten 
Kriegsgefangenen (§§ 8-9 BKA-Gesetz DR 329/10, Art. 122, 123 genfer Abkommen III) zur 
Schaffung von Binnenflüchtlingen. Art. 24 HLKO (haager Landkriegsordnung) wird vom 
BKA (Bundesverwaltung) in Drucksache 329/10 als aktive Feindstaatenklausel benutzt, um 
den Zivilschutz in Art. 142, 143 genfer Abkommen III - SR 0.518.42 für Kriegsgefangene zu 
verhindem. 

"Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten (§§ 8-9 
BKA-Gesetz) über den Gegner und das Gelande zu verschaffen, sind (privat und nicht 
öffentlich) erlaubt“, aber nicht gegen Zivilisten. Die Menschen werden als unbewaffnete 
Kriegsgefangene durch die bewaffnete Verwaltungseinheiten gehalten und behandelt, weil in 
Art. 139 GG die Befreiung vom Nationalsozialismus und Militarismus im Feindstaat nicht 
stattgefunden hat und nicht stattfinden soll (Art. 139, 146 GG, Art. 53, 107 UN-Charta). 
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Für den Vollzug von Rechtverletzungen im Zivilschutz durch die haager Landkriegsordnung 
ist der Zivilschutz zustandig (Art. 154 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51). 

Die im Zusammenhang genannten Ausnahmetatbestande der biologischen und 
psychologischen Kriegsführung sind mit sofortiger Verfügung im öffentlichen Recht 
und zwingendem Völkerrecht für die Bundesrepublik Deutschland und den 
Vertragsparteien aufgehoben. Jede Rechtverletzung kann und wird vor dem Gerichthof 
geklart und beendet werden, da die innerstaatliche Justiz weder in UN-RES 56/83 
völkerrechtlich zustandig noch tatsachlich erreichbar ist. 

Es ist offensichtlich eine geplant-inzidierte Pandende zu zweckfremden Zwecken als 
Verbrechen der Aggression gegen den Menschen und der Menschheit. 

Es soll und muB im Vollzug des zwingenden Völkerrecht eine Untersuchung über jede 
behauptete Rechtverletzung eingeleitet werden, die im Schiedsgericht des Gerichthofes in 
Genf augenblicklich zu entscheiden ist, um die Rechtverletzung durch Restitution zur 
Amnestie zu beenden (Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 95 UN-Charta). 

Die Sprache der verkündeten Entscheidung ist gemaB Art. 53, 107 UN-Charta in Verbindung 
mit Verfassungvorrang der Praambel, Art. 1 Grundrechte im Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und im Überleitungsvertrag „deutsch“. 

Die Corona-Action das völkerrechtliche Corona-Verbrechen dient der Verhinderung und 
Einschrankung des zwingenden Völkerrechtes gegen den wirksamen Vollzug des 
Zivilschutzes gegen Menschenrechtler, Menschenrechtverteidiger und Menschenrecht- 
beistande durch Ausnahmezustande (Art. 1, 9-12, 132, 140, 142-149 genfer Abkommen IV - 
SR 0.518.51 in Verbindung mit dem Völkerstrafrecht [VStGB], UN-RES A-RES 66/164, 
UN-RES A/RES/217, UN-DOC 217/A-(III) und soll mit dem Zehnjahresplan 02./03.10.1990 
abgeschlossen werden, so der Plan, denn ein Friedensvertrag ist nicht vorgesehen (pariser 
Vertrage). 

Die pariser Vertrage sind international-private Vertragswerke, dessen bedeutendster Teil der 
Deutschlandvertrag ist. Sie sollen das Besatzungsregime beenden und sind zwingendes 
Völkerrecht. Menschenrechtverletzungen sind Kriegs- und Kriegsfolgeschaden. Die Re gein 
für Binneflüchtlinge sowie Opfer von Gewalt in UN-DOC E/CN.4/2000/62 , UN-RES A- 
RES 66/165 und E/CN.4/1998/53/Add.2 sind zwingend einzuhalten, anzuwenden und 
durchzusetzen. 

Da die Aufklarung des zwingenden Zivilschutzes in den Unterzeichnerstaaten nicht 
eingehalten und durchgesetzt worden ist, können die schutzbedürftigen Menschen (Art. 142, 
143 genfer Abkommen IV - SR 0.518.42) nicht in den Zivilschutz aufgenommen werden 
(Art. 132, 140, 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51). 

Ein Generalverdacht im Kriegszustand von entwaffneten Kriegsgefangenen (§§ 8-9 BKA- 
Gesetz DR 329/10, Art. 122, 123 genfer Abkommen III) ist zur Erzeugung und Schaffung von 
Binnenflüchtlingen ein Verbrechen. Art. 24 HLKO (haager Landkriegsordnung) wird vom 
BKA (Bundesverwaltung) in Drucksache 329/10 als aktive Feindstaatenklausel benutzt. 
"Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten über den 
Gegner und das Gelande zu verschaffen, sind erlaubt“. Die Menschen werden als 
Kriegsgefangene durch die bewaffnete Verwaltung gehalten und behandelt 
Rheinwiesenlager). 
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Rechtmittelschutzbelehrung: 


Jeder Mensch, der glaubt in Seinem Recht verletzt wird oder verletzt worden zu sein, kann 
gemaB Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 vor dem Gerichthof des Zivilschutzes 
eine Klarung und Restitution zur Amnestie verpflichtend beanspruchen. 


anzuwendende Hinweise: 


UN-RES A/RES/217, UN-DOC. 217/A-(III) 

UN-RES 56/83 Staatenverantwortlichkeit 

Art.73 in Verbindung mit Art. 53, 107 UN-Charta - Verwaltung und Feindstaat 

UN-RES 43/225 

UN-DOC A/C.5/43/18 

UN-RES A/66/462/Add.2 

UN-A/RES/53/144 

UN-A/RES/53/625/Add. 2, 

UN-DOC A/C.5/43/18 ve UN/RES 66/164 

in Verbindung mit Art. 95 UN-Charta, 

Art. 1, 142, 144 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 - EU-RES 2009-C303-06 
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 -Zivilschutz 
in Verbindung mit Art. 146-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 
in Zustangigkeit des Völkerstrafrechtes 
VStGB - Völkerstrafgesetz 

UN-RES A-RES 66/164 - 

Menschenrechtkommissare, Menschenrechtverteidiger, Menschenrechtbeistande 
UN-DOC E/CN.4/2000/62 - 

Recht der Opfer schwerer Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf 
Restitution, Entschadigung und Rehabilitierung 

UN-RES A-RES 66/165 und E/CN.4/1998/53/Add.2 - Binnenflüchtlinge 



Ich, 10.06.2020 n. Chr. aE. 



Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium, Mustafa-Selim SÜRMELI 
Rechttiteltrager ECHR 75529/012, Art. 53, 59 EMRK, Art. 24 (3), 25 GG 


Akademie Menschenrecht - nds. Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15 


gemaB Art. 19 (3) Gmndrecht, Art. 1-2 ULV, BVerfGE 1 BvR 1766/2015 
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Rechtschutzmittelbelehrun g 

Feststellung / Entscheidung / Verfügung oder BeschluB 
im vorstaatlichen Naturrecht in Rechtanbindung des Völkerrecht 
vor Bundes- und Landesgesetzen 


Die Feststellung / Entscheidung / Verfügung oder der BeschluB kann mit der (sofortigen) 
Beschwerde oder Ein- oder Widerspruch nur dann angefochten werden, wenn sie tatsachlich 
objektiv falsch ist. Sie ist nur zu Recht innerhalb einer Notfrist von drei Wochen (21 Tage) 
beim Gerichthof der Menschen [GdM] ohne RechtmiBbrauch einzulegen oder Klage zu 
erheben, wenn die Personen zur Klage berechtigt sind. Ein Verband juristischer Personen 
ohne Grundrecht ist nicht 

grundbuch-, recht-, geschaft-, handlung-, delikt-, insolvenz-, vertrag - oder prozeBfahig, 
sondern nur schuldhaft und schuldfahig in der Obligation, 

denn für juristische Personen des öffentlichen Recht geiten die Grundrechte grundsatzlich 
nicht. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der Feststellung / Entscheidung / Verfügung oder des 
Beschlusses. Beschwerde- oder Ein- oder Widerspruchsberechtigt ist, wer durch diese(n) 
Feststellung / Entscheidung / BeschluB / Verfügung in seinem Recht beeintrachtigt ist. Dieses 
setzt keine Bindewirkung, keine Fristen, kein Versaumnis des Vollzugs und Vollstreckungen 
der Feststellung / Entscheidung / Verfügung oder des Beschlusses aus. 

Die Beschwerde oder der Ein- oder Widerspruch wird durch Einreichung einer Schrift 
eingelegt, wobei es für die Einhaltung der Frist auf den Eingang beim Gerichthof der 
Menschen [GdM] ankommt. Mit der sofortigen Beschwerde oder Ein- oder Widerspruch kann 
in einer Notlage ein einstweiliger Rechtschutz geboten sein und ist binnen einer Woche 
(7 Tage) beim Gerichthof der Menschen ohne RechtmittelmiBbrauch einzulegen. 

Sie ist vom Beschwerde- oder Ein- oder Widerspruchsbeschwerdeführer oder seinem 
Bevollmachtigten zu unterzeichnen und beim 


Gerichthof der Menschen [GdMl - Court of the Human Beings [CHB1 

GdM Balexert Tower, 18, Avenue Louis-Casaï [CH-1209] GENF - CH 

oder 

CHB Capitol Hill - 20 F Street, 7th Floor [DC-20001] WASHINGTON D.C. - USA 


ohne RechtmiBbrauch einzulegen. Die Beschwerde oder der Ein- oder Widerspruch sowie 
Klage muB die Rechtdurchsetzung der/des angefochtenen Feststellung / Entscheidung / 
BeschluB / Verfügung zitieren sowie die Erklarung enthalten, daB Rechtschutzmittel gegen 
diese(n) Feststellung / Entscheidung / BeschluB / Verfügung eingelegt wird und der 
Rechtschutz zu benennen, zu begründen und glaubhaft zu machen ist. 

Soll die Feststellung / Entscheidung / Verfügung oder der BeschluB nur zum Teil angefochten 
werden, so ist der Umfang der Beschwerde oder des Ein- oder Widerspruchs zu benennen, zu 
begründen und glaubhaft zu machen. 



14 


zwingendes Obligationsgericht - Pravention und Restitution zur Amnestie 

Art. 24 (3), 25, 95 GG, Art. 95 UN-Charta, Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 


GemaB Art. 24 (3) Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, -C.H. BECK 
Kommentar Jarass / PIEROTH zu IV. Schiedsgerichtsbarkeit (Abs. 3)-, ist das oberste 
Bundesgericht als Obligationsgericht per Verfassungrang zwingend zustandig. 

In Art. 24 (3) GG wird das oberste Bundesgericht in Art. 95 GG und Art. 95 UN-Charta 
bestimmt. "... Diese Charta schlieBt nicht aus, daB Mitglieder der Vereinten Nationen auf 
Grund bestehender oder künftiger Abkommen die Beilegung ihrer Streitigkeiten anderen 
Gerichten zuweisen..." 

Das obligatorische Schiesdsgericht wird vertraglich bindend und verpflichtend in Art. 149 
genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 benannt und im zwingenden Völkerrecht vorausgesetzt. 
Das oberste Bundesgericht, -als obligatorisches Schiedsgericht-, ist 

1. öffentlich durch Beitritt der Staaten in das Abkommen verpflichtet, 

2. umfassend in der Pravention und in der Restitution zur Amnestie gebunden sowie 

3. obligatorisch ohne Zustimmung des beklagten Staates von Amts wegen tatig. 

Die obligatorische Feststellung ist augenblicklich sofort vollstreckbar zu richten (ad-hoc), so 
in Art. 1, 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, denn die Staaten haben sich verpflichtet, 

"... das vorliegende Abkommen unter allen Umstanden einzuhalten und seine Einhaltung 
durchzusetzen... Sobald die Verletzung festgestellt ist, sollen ihr die am Konflikt beteiligten 
Parteien ein Ende setzen und sie so rasch als möglich ahnden...". 

Die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit setzt eine Obligation voraus, wenn der Mensch als 
Hoheitsberechtigter in einem Verwaltungsakt gebeugt und/oder verletzt wird. Der VerstoB 
gegen das zwingende Völkerrecht in der öffentlichen Verfassungordnung (Art. 6 EGBGB) 
führt zur Obligation im auBervertraglichen Schuldverhaltnis (Art. 38-42 EGBGB). 

Ein Staat entsteht als juristische Person nur durch einen Verpflichtungschuldvertrag (Art. 6 
Recht der Vertrage - SR 0.111) und kann nur durch eine Obligation salvatorisch im 
auBervertraglichen Schuldverhaltnis obligatorisch dienstbar gemacht oder liquidiert werden. 

Für Verletzungen des zwingenden Völkerrechts, für Menschenrecht oder Grundrechte- sowie 
Grundfreiheitenverletzung besitzen die Bediensteten in den Behörden oder Regierung keine 
Erlaubnis. Der Staat haftet vertraglich für die Rechtverletzungen der Bediensteten in den 
Behörden und Regierung und der Staat muB gegen den Verursacher der Tat vorgehen. 
Einzelpersonen in den Behörden und Regierung sind für die Verletzungen verantwortlich. 
GemaB Art. 95 UN-Charta, Art. 24 (3), 25 GG, Art. 149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 
ist das obligatorische Schiedsgericht zustandig, da Völkerrecht vor Bundes- und Landesge- 
setzen in verfassungrechtlichen Grundrechten anzuwenden ist. Die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land hat sich dem Abkommen im Zivilschutz unterworfen. 

Die Staatenverantwortlichkeit für völkerrechtswidrige Handlungen gegen Art. 73 UN-Charta 
lost gemaB UN-RES 56/83, Art. 142-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 95 UN- 
Charta die Pravention und Restitution zur Amnestie aus. 
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• Praventionsanzeige (Strafverfolgung), um 

1. den Verantwortlichen für sein Verhaken zu bestrafen (Repression), 

2. ihn davon abzuhalten, erneut dieses rechtswidrige Verhaken fort zu setzen 

(Spezialpravention) und 

3. auch andere davon abzuhalten (Generalpravention). 

• Restitutionsanzeige (Haftungsanzeige) zur Amnestie, um samtliche immateriellen 
und materiellen Folgen einer 

• unerlaubten Handlung, 

• einer ungerechtfertigten Bereicherung, 

• einer Geschaftsführung ohne Auftrag ("Negotiorum gestio") oder 

• eines Verschuldens bei Vertragsverhandlungen ('' Culpa in contrahendo'') 

als Schaden, Folgeschaden und Folgebeseitigungsschaden als Gesamtschaden in der 
Obligation (ROM-Statut, EGBGB) gekend zu machen. 

Die zwingende Anzeige- und Meldepflicht ist an das 

Hochkommissariat für Menschenrecht im Zivilschutz des IZMR 
Bielfeldtweg 26 in [DE-21682] STADE 

im Zivilschutz zu richten. Weitere ausführliche Informationen über die Folgen und 
Zustandigkeit bei Vertragschuldverletzungen sind im SÜRMELI - Raport 5/2019 
"Zustandigkeit für den Investitionschutz im öffentlichen Recht" beim ZentralMeldeAmt.ch zu 
finden. 

Alle systematisch genannten Informationen sind frei zuganglich und von jedem nachzulesen. 

Menschenrechtverletzungen und Opferentschadigung ist in Art. 142-149 genfer Abkommen 
IV - SR 0.518.51 (Vollzug des Zivilschutzabkommens) vertraglich geregelt und müssen nach 
der Feststellung augenblicklich (ad-hoc) zwingend durch Restitution obligatorisch vollzogen 
und beendet werden. 


Obligationen sind Schuldverschreibungen. 

Obligationen werden im zwingenden Recht nicht verhandelt, 
sondern augenblicklich (ad-hoc) vollstreckt! 

Alle systematisch genannten Informationen sind frei zuganglich und von jedem nachzulesen. 

Rubrum, Rechtwahl, Gerichtstand und Strafbarkeit: 

Verpflichtung und Rechtbestimmung des zwingenden Vertrages 

• Art. 1, 52 genfer Abkommen I - SR 0.518.12 

• Art. 1, 53 genfer Abkommen II - SR 0.518.23 

• Art. 1,11,104,132 genfer Abkommen III - SR 0.518.42 

• Art. 1,12,149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51 
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ACHTUNG: 


Grimd-Maxime des rechtlichen Gehörs: 

Wer sprechen kann, sprechen darf und sprechen muP>, muB sprechen! 
Wer nicht sprechen kann und nicht sprechen darf, muB schweigen! 


Die Bediensteten der Verbande juristischer Personen haben es grundsatzlich zu unterlassen, 
das Recht des Menschen nach Lust und Laune grundsatzlich auszusetzen, da sie Grundrecht 
verpflichtet und nicht Grundrecht berechtigt sind (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). Die 
Bediensteten können sich im Dienst (Dokument 12.1-23/17 zentrale Polizeidirektion 
Niedersachsen - 12. Dezernat) nicht auf ein Grundrecht berufen und haben Völkerrecht vor 
Bundes- und Landesgesetzen unter allen Umstanden anzuwenden und die Anwendung 
durchzusetzen (genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 73 UN-Charta). 

GemaB § 80 VwGO muB jeder Verwaltungsakt begründet und glaubhaft gemacht werden, 
auch Hausverbot und Telefonauflegen oder nicht antworten. In den Fallen, in denen die 
Vollziehung oder die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden 
Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den 
Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird, ist das besondere Interesse an 
der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen. Einer besonderen 
Begründung bedarf es nicht, wenn die Behörde bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei 
drohenden Nachteilen für Leben, Gesundheit oder Eigentum vorsorglich eine als solche 
bezeichnete NotstandsmaBnahme im öffentlichen Interesse trifft. 

Zu beachten ist, daB verfassungrechtliche Streitigkeiten (§ 40 VwGO) nicht erlaubt sind. 
GemaB Art. 17a Grundrecht haben Bedienstete keine Meinung oder Interesse im öffentlichen 
Recht in Wort, Schrift und Bild frei zu auBern und zu verbreiten. Damit ist § 80 VwGO 
unbedingt in § 40 VwGO nur im nichtverfassungrechtlichen Tathandeln erlaubt. 

Beachten sie die Obligationsregeln, da Schaden geltend gemacht werden (§ 41 ZPO). 


Bitte für die Post vollstandig ausschreiben: 


Gerichthof der Menschen aE. 

standiger Gerichthof des zwingend-humanitarem Völkerrechtes 
Feststellung- und Pflichtgerichthof im Vollzug 


Bielfeldtweg 26 - [DE-21682] STADE 
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BE WEISMITTELLISTE: 


Beweis A; https://de.wikipedia.org/wiki/COVID-19-Pandemie 

Beweis B: Bericht zur Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz (Drucksache 17/12051) 

lm Bericht zur Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz (Drucksache 17/12051) zu Virus Modi- 
SARS, Sars Coronavirus [ COV ] - siehe auch Seite 5 Punkt 2.3, Seite 57 , 60 ... der 
Risikoanalyse - zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 21. 
10.2012 gemaB § 18 Absatz 1 und 2 des Gesetzes über den Zivilschutz und die 
Katastrophenhilfe des Bundes an den Deutschen Bundestag 17. Wahlperiode 03. 01. 2013, 
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/120/1712051.pdf 
handelt es sich um ein inszeniertes Szenario einer Pandemie. Aus diesem Grund hat 
jedes Land ein eigenes-partielles Ausnahmegesetz und Ausführungsgesetz angewandt. 
Die Risikoanalyse „Pandemie durch Virus Modi-SARS“ wurde unter fachlicher 
Federführung des Robert Koch-Instituts und Mitwirkung weiterer Bundesbehörden 
durchgeführt. 

Das in diesem Dokument angenommene Szenario hat erstaunliche Parabelen zum 
heutigen Geschehen. Wir erleben momentan, wie die vorgeschlagenen MaBnahmen 
durchgesetzt werden. 

Aus der Risikoanalyse Seite 5 Punkt 2.3, Seite 57,60 ... 

....das Virus beginnt im Februar in Asien, einige Wochen spater tritt es in Deutschland 
auf. Auswirkungen auf die Volkswirtschaft katastrophal. Über den Zeitraum der ersten 
Welle (Tag 1 bis 411) erkranken insgesamt 29 Millionen, im Verlauf der zweiten Welle 
(Tag 412 bis 692) insgesamt 23 Millionen und wahrend der dritten Welle (Tag 693 bis 
1052) insgesamt 26 Millionen Menschen in Deutschland. Für den gesamten zugrunde 
gelegten Zeitraum von drei Jahren ist mit mindestens 7,5 Millionen Toten als direkte 
Folge der Infektion zu rechnen. 

Beweis C: Video zur Risikoanalyse - Prof. Walter VEITH und Petra SEDLBAUER 

Corona-Krise - ein Zeichen der Zeit? # Prof. Dr. Walter Veith, Petra Sedlbauer 
https://www.youtube.com/watch?v=rqboYGG6dS4&feature=share&fbclid=IwAR3euDi5Wu 

QQ-F4WrsYLeKDBkvzDzevMPJmOOTdOU-DHBG4BoprIdrJUiwY 

Beweis D: Robert WIELER - Robert-Koch-Institutes 

Leiter des Robert Koch Institutes Robert Wieler sagt: Es gibt eingenlich gar keinen Erreger .... 
https://www.youtube.com/watch?v=b0ivRRZiHU0&t=9s 


Beweis E: falsche Datenerhebungen und Test 

https://www.freiewelt.net/nachricht/naechste-falschmeldung-des-rki-aufgeflogen-10081168/ 

Angeblich sollen in der Woche vom 20.04 bis 27.04.2020 über 460.000 Corona-Tests 
durchgeführt worden sein. Nach einem Bericht der Tagesschau, soll sich das Robert Koch 
Institut gleich um 120.000 Test verzahlt haben. 
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Beweis F: Verboten: private Öffentlichkeit simuliert 

Analyse des Corona-Krisenmanagements des Referats KM 4 des Bundesministerium des 
Innem für Bau und Heimat zeigt katastrophale Fehler auf zu Coronavirus (COVID-19) 
Oberregierungsrat Stephan K., bezeichnet Corona-MaBnahmen der Bundesregierung als 
"Fehlalarm" Stephan K. bezieht sich auf Mikrobiologe Sukharid Bhakdi, Immunologe Stefan 
Hockertz, etc. Analyse wurde als Privatmeinung hingestellt 

https://www.hier-luebeck.de/index.php/analvse-des-corona-krisenmanagements-des-referats- 

km-4-zeigt-katastrophale-fehler-auf/ 

Beweis G: NETFLIX-SERIE spielte SCHON 2018 CORONA VIRUS-PANDEMIE 

https://www.tag24.de/thema/coronavirus/netflix-serie-prophezeite-schon-2018-coronavirus- 

pandemie-1470942 

Beweis H: ungeeignete Testverfahren - Fake - Prasident von Tansania John MAGUFULI 

CORONA - Früchte, Ziegen und Vogel positiv getestet - 
https://youtu.be/EhQ8mwoD61o 

Beweis I: corona = Kriegsgefangene als Sklaven verkaufen, corona = Kriegszustand 
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Beweis J: historisch - Rattenfanger von Hameln 
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Beweis K: Marken und Patentbehörde - Christian DORSTEN - 2001 
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Beweis L: Wandmalereien im DENVER AIRPORT - angekündigt 

https://www.eaec-de.org/Denver Airport.html 
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Beweis M: Asterix und Obelix -1981 - Wagenlenker CORONAVIRUS - Maske tragen 



Maske = Person- Narrenbekleidung 
https://de.wikipedia.org/wiki/Maske 
Person = Idiot 

https://de.wikipedia.org/wiki/Idiot 

Das Wort Idiot leitet sich von altgriechisch i5idóxr|c; idiotes ab, m das in etwa „Privatperson“ 
bedeutet. 
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Beweis O: Virusankündigung - 2020 
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Beweis P: Virusankündigung - 2020 


tBHIUanc* 


UNABRIDGED 


The EYES 




Bereits 1981 schrieb 
der US-amerikanische 
Schriftsteller Dean 
Koontz unter dem 
Pseudonym Leigh 
Nichols den Roman 
'The Eyes of 
Darkness" (dt., "Die 
Augen der 
Dunkelheit", 1988). 

Der Roman beschreibt 
eine katastrophale 
Pandemie, erzeugt 
durch eine 

Infektionskrankheit (virale Lungenentzundung), 
gegen welche die Schulmedizin machtlos ist. 

Und wie heifct der Virus in diesem Roman? - 
"Wuhan-400"! Zu Ehren der gleichnamigen Stadt in 
China, deren Miiitarlaboratorium das Virus 
entwickelt hat und die zum Hauptschwerpunkt der 
Epidemie wurde. Die Ereignisse des Romans 
finden übrigens im Jahr 2020 statt. 


Darkness 
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Beweis Q: 10 Dollar - CORONA - privat WHO Bill GATES 



Beweis R: Simpsons sagten das Coronavirus voraus! 

https://www.heidelberg24.de/region/coronavirus-simpsons-video-tv-vorhersage-zukunft- 

prophezeiung-voutube-epidemie-homer-pandemie-13520586.html 


























26 


Beweis S: Öffentliche Bekanntmachung - 07.11.1918 

Um die Ausbreitung der spanischen Influenza zu verhindern, wird darauf hingewiesen, dass 
alle Schulen, öffentlichen und privaten Kirchen, Theater, Filmhallen, Poolraume und andere 
Vergnügungsstatten sowie Lodge-Versammlungen bis auf weiteres geschlossen werden 
müssen. Alle öffentlichen Veranstaltungen, die aus zehn oder mehr Personen bestehen, sind 
verboten. 


Thuriday, November 7th, 1918 



CORPORATION OT THE CITY OF KELOWNA 


PUBLIC NOTICE 


Notice ia hereby given that, in order to pre¬ 
vent the spread of Spaniah Influenza, all Schools, 
public and private,v Churches, Theatred, Moving 
Picture Halls, Pool Rooms and other places of 
amusement, and Lodge meetings, are to be 
closed until further notice. 

All public gatheringa conaialing of ten or more are 
prohibited. 

„ , D. W. SUTHERLAND, 

Ke,0 " n ». X' C ^. Mayor. 

I9th October, 1918. 


Beweise: XYZ 

https ://dipbt .bunde stag. de/dip2 l/btd/17/120/1712051. pdf 

https://www.voutube.com/watch?v=p AyuhbnPOI 

https://www.tagesschau.de/inland/coronavirus-deutschland-177.html 

https://www.welt.de/verrnischtes/article206602111/Coronavirus-Im-extrernsten-Fall- 

koennten-Einschraenkungen-2-Jahre-dauem.html 

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Coronavirus-Oesterreich-und-Israel-setzen-auf- 

Handy-Tracking-4684339.html 

https://www.chabad.org/librarv/article cdo/aid/62221/iewish/The-7-Noahide-Laws- 

Universal-Morality.htm 

https://www.noahide-academv.com/noahide-world/noahide-laws-recognized-by-govemments/ 

https ://w ww .congress. go v/bill/102nd-congress/house-i oint-resolution/104/text/enr 
https://de.sputniknews.com/kommentare/20200608327330920-covid-19-lockdown-analyse- 

teil-1/ 

https ://de .sputniknew s .com/poli tik/20200609327343107-covid-19-lockdown-anal yse-teil-2/ 

























<3dM - Pflithtaerkhthgf 




Art. 95 UN-Charta 


GclM 

Gericlitliof der Meiischeii 

Netzwerk Mensohenrecht 


öffentlich-vorstaatliches Gericht 
im originar-prarogativen N atur recht 

analog Praambel, Art. 1-19 GR 
für Pflichtart. 24 (2-3), 25, 73 (3), 95, 137 GG 

Gericlitliof der Menschel! 

(Art. 73 UN-Charta zu Art. 149 GA IV) 


Balexert Tower, 18, Avenue Louis-Casaï, 
[CH-1209] GENEVA 


GdM _Balcxcrt Totver, 18, Avenue Louis-Casaï. [CH-12091 GENEVA 

RD 20200611-GdM-001-l > [DE-10557] BP - Outbrcak' VERFÜGUN'G 20200610 


Telefon: +49 (0)41 41 / 8609142 
Telefax: +49 (0)41 41 / 8609143 


Frank-Walter STEINMEIER als Bimdesprasideut 
c/o Bundesprasidialamt 
Spreeweg 1 


[DE-10557] BERLIN 11.06.2020 n. Chr. 

Telefon: +49 (0)30 2000-0 Fax: +49 (0)30 1810200-1999 E-Mail: bundespraesidialamt@bpra.bund.de 


Rechtdurchsetzung mit einstweiliger Verfügung - Lockdown: 
RD 2020061 l-GdM-001-1 > [DE-10557] BP - Outbreak" VERFÜG17VG 20200610 


[Vertaling Deepl (niet professionele versie) Duits naar Nederlands] 
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GdM 

Het Hof van Justitie van het volk 
Mensenrechtennetwerk 


GdM - Balexertoren, 18, Louis-Casaïlaan, [CH-1209] GENEVA 

Bondsrepubliek Duitsland - Grondbeginselen StGBI. nr. 139/1918 van 19.12.1918 

Voorschrift HK van 05.10.1961, WüD van 18/24.04.1961. 

Bewijsstukken: Staatssecretaris Johst Matthies, Tostedt, document 113/2009 IZMR, 
Districtsrechtbank STADE, Apostille 9191 a 85 - 15 /2014 

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, certificaat 114/2009 - ZEB, Districtsrechtbank STADE, Apostille 
9191a 85 - 16/2014 

Staatsnotaris Ralf Grosser, Tostedt, certificaat 139/2013 - GdM, districtsrechtbank STADE, Apostille 
9191a 84-9/2013 

GdM - Dwingend Hof van Justitie 

openbare rechtbank in afwachting van het proces 

in het oorspronkelijke natuurrecht 

analoge preambule, Art. 1-19 GR 

voor het verplichte type. 24 (2-3), 25, 73 (3), 95, 137 GG 

Het Hof van Justitie van het volk 

(Artikel 73 van het VN-Handvest tot en met artikel 149 van GA IV) 

Balexert Tower, 18, Avenue Louis-Casaï, 

JENEVER. 

Telefoon: +49 (0)41 41 / 8609142 
Fax: +49 (0)4141/8609143 

GdM Balexertoren, 18, Louis-Casaïlaan, [CH-1209] GENEVA 
Frank-Walter STEINMEIER als federaal president 
c/o Kantoor van de federale president 


Spreeweg 1 




BERLIN 11.06.2020 AD. 


Telefoon: +49 (0)30 2000-0 Fax: +49 (0)30 1810200-1999 E-mail: 
bundespraesidialamt@bpra.bund.de 

Handhaving met tussentijds bevel - lockdown: 

RD 20200611-GdM-001-1 > [DE-10557] BP - "Outbreak" TOEPASSING 20200610 

Het Hof van Civiele Verdediging benoemt de arbiters overeenkomstig artikel 149 van het Verdrag van 
Genève betreffende de bescherming van de rechten van de mens en de fundamentele vrijheden. 

Verdrag IV - SR 0.518.51 ter uitvoering van het internationaal dwingend recht overeenkomstig artikel 
95 van het VN-Handvest, 

Artikel 24, lid 4, 25, 95 GG. Het is de taak van de 

scheidsgerecht, dat onder alle omstandigheden (met name in het geval van COVID-19) 

de andere bevoegdheden van de staten en het afdwingen van de naleving. 

De verplichte verklaring in de civiele bescherming kan in de verantwoordelijkheid van de staat 
worden gecombineerd met 

Grondwettelijke klacht wordt niet aangevochten en gaat onbetwistbaar en onomstreden 

eenvoudigweg met grondwettelijke voorrang in artikel 24, lid 3, 25, 95 GG de federale en 
gewestelijke wetten 

verplicht vooruit. De rechtsstaat van het scheidsgerecht, die volgens het internationale recht 
voorrang heeft 

is onomstotelijk vastgelegd in EVRM 75529/01 van de Raad van Europa, en alle 47 lidstaten 
is geaccepteerd. 

Alle afwijkingen met het CORONA-virus (COVID-19) zijn in alle lidstaten aanvaard. 

Staten die de Verdragen van Genève hebben ondertekend met datum van ontvangst per fax, e-mail 
of brief 

opgepikt. De uitzonderlijke omstandigheden worden in het internationale strafrecht met 
terugwerkende kracht gedefinieerd als 

om psychologische oorlogsvoering te onderzoeken, te vervolgen en te bestraffen. De Raad van 
Europa is 

de "Outbreak"-bepaling is bindend, aangezien de lidstaten gebonden zijn aan het recht van de 
verdragen - 


SR 0,111 vallen onder het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 en zijn bindend en verplicht. 



Het voorlopige rechterlijk bevel wordt uitgevaardigd zonder dat de autoriteiten van de staat verder 
worden gehoord, aangezien het verplicht is voor 

zijn niet toegankelijk voor het publiek. Elke overheidsinstelling voelt zich incompetent of 

annuleert de onderzoeken zonder enig vooruitzicht op verduidelijking (neem de instructies voor 
rechtsmiddelen in acht) 



2 


Rubrum, rechtskeuze, rechtspraak en strafrechtelijke aansprakelijkheid: 

Verplichting en wettelijke definitie van de verplichte overeenkomst 

Art. 1, 52 Conventie van Genève I - SR 0,518.12 

Art. 1, 53 Verdragen van Genève II - SR 0,518,23 

Art. 1, 11, 104, 132 Verdragen van Genève III - SR 0,518,42 

Art. 1, 12, 149 Verdragen van Genève IV - SR 0,518,51 

De uitzonderingen op de COVID-19-bepalingen van de 

biologische en psychologische oorlogsvoering in de "lockdown" zijn met directe 

Publiekrechtelijk decreet en internationaal dwingend recht voor de Bondsrepubliek Duitsland 

Duitsland en de overeenkomstsluitende partijen. Elke inbreuk op rechten kan worden voorgelegd 
aan de 

Het Hof van Justitie moet worden opgehelderd en beëindigd, aangezien de binnenlandse rechtspraak 
in het kader van het UN-RES niet gewaarborgd is. 

56/83 is volgens het internationale recht nog steeds haalbaar. 

De CORONA-pandemie vormt ongetwijfeld een ernstige bedreiging. Verantwoordelijken 

de afname van infecties te evalueren als bewijs van de juistheid van de "lockdown". De 

maar de totale schade voor de mensen die hierdoor wordt veroorzaakt lijkt overeen te komen met 
het werkelijke voordeel 

voor de mensheid. Volgens de geschiedenis is de afsluiting van de pandemie... 
door overheidsinstellingen voor een lange tijd, zoals het bewijslogboek laat zien. 

De politiek verantwoordelijke autoriteiten steunen de rechtvaardiging van de harde anti- 
coronamaatregelen op het aantal gerapporteerde infecties en sterfgevallen, die slechts 
hebben weinig betekenis. De testmethode (PCR-methode) en vervolgens de 
De testresultaten zijn onwetenschappelijk, twijfelachtig en niet overtuigend. Het virus zal niet 
duidelijk geanalyseerd. 

Het aantal geregistreerde gevallen is eenvoudigweg toegenomen door de uitbreiding van de tests 
(PCR-methode). 



en aan de andere kant wordt een groot deel van de geïnfecteerden helemaal niet opgespoord. De 
Robert Koch... 

Instituut (RKI), dat als de hogere federale instantie voor infectieziekten in Duitsland deel uitmaakt 
van het 

Bondsministerie van Volksgezondheid - telt alle sterfgevallen die positief zijn getest voor sars-cov 2 
als coronaire sterfgevallen, ongeacht de werkelijke doodsoorzaak. Toename van 
Sterfgevallen als gevolg van de tegenmaatregelen verhogen de statistieken met uitstel. 

Chirurgie- en doktersbezoeken, zelfmoorden en/of verboden experimenten. 

Essentieel voor het bepalen van de "Outbreak" beschikbaarheid is de eenvoudige 
Feit: 

De pandemie is een vreselijke ziekte zonder een tegengif dat kan worden behandeld binnen 

leidt tot de dood van een mens in een paar dagen van doodsstrijd. Alleen in dit specifieke geval is een 

Beperking van de fundamentele rechten en vrijheden in de openbare orde toegestaan. 

De wet op de preventie en bestrijding van infectieziekten bij mensen 
(Infektionsschutzgesetz - IfSG) vereist een persoon (juridische entiteit - 
"Naam" - BverfGE 1 BvR 1766/2015) en is bedoeld om mensen te beschermen tegen De 
Civiele bescherming in dwingend internationaal recht is bevoegd, omdat de grondrechten en 
fundamentele menselijke vrijheden zijn beperkt of verboden. 
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In de zoektocht naar de oorspronkelijke drager van het virus, -de gastheer als drager-, 

het vermoeden bestaat dat een gastheer imiteert en niet simuleert tegen het virus, dat hij gebruikt 
om 

productie van een vaccin. Maar er is een tegengif bij COVID-19! 

Aangezien het COVID-19 is, zijn alle 1-18 zieke mensen van COVID de gastheer... 

geschikt om een antivirus voor de toekomst te ontwikkelen, aangezien mensen niet sterven, maar 

ziek worden. Bovendien zullen mensen in de toekomst niet meer ziek kunnen worden met COVID's 1- 
18 

overleefde. Dus het antivirus moet alleen worden toegediend aan mensen die niet... 

COVID's 1-18 waren ziek, en dit is de uitzondering. 

Het is aan te nemen, omdat de bedoeling tegen de veronderstelling ingaat dat de eenvoudige 
Serumontwikkeling met het publiek dat een pandemie achter elkaar claimt 
moet alleen maar angst en terreur verspreiden naar de mens en de mensheid, omdat de 
Een pandemie vereist een uniforme aanpak. Alle staten doen wat ze willen 
en niet wat te doen in het geval van een pandemie. 

De "Outbreak" PILLARY is verplicht toe te passen en af te dwingen, omdat de 
nep-pandemie is een psychologische oorlogsvoering en in het internationale strafrecht een 
Misdaad. 


) 
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"Outbreak" beschikbaar: 

A.D. A.D., 10 juni 2020. 

Verantwoordelijkheid van de staat in het kader van het internationaal dwingend recht inzake civiele 
bescherming 

als gevolg van het falen en de systematische VN-toegankelijkheid van overheidsorganen (UN-RES 
56/83) 

De verplichte volgorde wordt schriftelijk en in gemakkelijk te begrijpen taal openbaar gemaakt, 
geschreven. 

Alle vrijstellingen met het CORONA-virus (COVID-19) zijn opgenomen in alle 

de ondertekenende staten van de Verdragen van Genève en worden met terugwerkende kracht 
ingetrokken in 

om het internationale strafrecht te onderzoeken, te vervolgen en te bestraffen als psychologische 
oorlogsvoering... 

De uitzonderingen op de biologische en psychologische oorlogsvoering 

psychologische oorlogsvoering met COVID-19 zijn onmiddellijk beschikbaar in de 

publiekrecht en internationaal dwingend recht voor de Bondsrepubliek Duitsland 

en de overeenkomstsluitende partijen worden ingetrokken. Elke inbreuk op rechten kan voor het Hof 
van Justitie worden gebracht. 

worden verduidelijkt en beëindigd, aangezien de binnenlandse rechtspraak niet onder UN-RES 56/83 
valt. 

is eigenlijk nog steeds haalbaar onder het internationale recht. 

Probleem: 

COVID-19 zet mensen onder fictieve algemene verdenking van uitbraak 
(stille moordenaars) in staat van oorlog als ontwapende krijgsgevangenen (§§ 8-9 BKA-wet DR 
310/01, artikel 122, 123 Verdrag van Genève III) door het beperken en/of verbieden van 
fundamentele rechten en vrijheden om in eigen land ontheemden in de criminaliteit te creëren; en 
Agressie tegen de mensheid. 

Vermogen 

Natuurlijk heb ik het recht gekregen in het bewustzijn voor de Schepper voor de schepping... 



als een terecht geschapen man, 

als professor van de Academie voor de rechten van de mens in de systematische toepassing van het 
recht... 

(Wie de kennis van het recht heeft en geen rechtenstudie doet, kan het probleem oplossen) 
vrijlating), 

de publieke identificatie en aanvaarding van de verbintenis van de Raad van Europa in het EVRM 
75529/01 voor 47 lidstaten in een juridische impasse in het internationaal dwingend recht, 

Speciale gezant voor de Verenigde Naties in art. 95 VN-Handvest in samenhang met 
UN-RES A/RES/217, UN-DOC 217/A-(III) voor de onschendbaarheid, onvervreemdbaar 
evenals onveranderlijke en niet-verantwoorde recht van de mens in de natuurlijke 
Fundamentele rechten en vrijheden in dwingend internationaal recht (UN-RES A-RES 
66/164). 
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als hoofd van de onafhankelijke organisaties voor civiele bescherming in het Bureau van de Hoge 
Commissaris 

voor de mensenrechten van het IZMR - ICHR en ZEB - CCEC als Hoge Commissaris in 
dwingend internationaal recht (UN-RES A-RES 66/164). 

als een rechter die bij wet is ingesteld in zaken van mensenrechten volgens artikel 142 -149 
Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 in internationaal dwingend recht, 
in de openbare verklaring en publicatie voor de 47 lidstaten 

van de Raad van Europa in artikel 6 van de verdragenwet - SR 0.111, dat ik niet ben opgenomen in de 

de binnenlandse justitie kan erbij betrokken zijn en volgens het internationaal dwingend recht 

in "ordre public" volgens artikel 3, 32, 56 UN-RES 56/83 in samenhang met artikel 95 van het VN- 
Handvest, 

Artikel 149 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 

Art. 24, lid 3, 25, 95 Basiswetgeving - Art. 142-149 Verdragen van Genève IV - SR 0,518,51 
Verplichting 

Het gedrag van een persoon of entiteit die geen overheidsinstantie is, maar die, onder het 

het recht van de betrokken staat bevoegd is om soevereine bevoegdheden uit te oefenen, is 

te worden beschouwd als een handeling van de staat in de zin van het internationaal recht, mits de 
persoon of de persoon 

lichaam handelt in deze hoedanigheid in individuele gevallen. 

Art. 9 UN-RES 56/83 - Afwezigheid of falen van de overheid, 

Het gedrag van een persoon of een groep personen moet worden beschouwd als een handeling van 
een staat in 

van internationaal recht, indien de persoon of groep personen in het geval van 
Ontbreken of mislukken van de facto soevereine overheidsbevoegdheden 
en de omstandigheden vereisen de uitoefening van deze bevoegdheden (vgl. 

11-12 UN-RES 56/83). 

de uitvoering van de "Outbreak" ORDER wordt bevolen op grond van het internationaal recht. 


Oplossing door daadwerkelijke bepaling: 



Met de bewering van een pandemische virusziekte 

staten met uitzonderlijke wetten massaal in de onherleidbare fundamentele rechten en 
Basisvrijheden beperkt en/of geschonden. 

Terwijl de artsen en instituten een tegengif voor een gevaarlijk virus vervalsen om 

om te voorkomen dat het zich verspreidt, proberen gewapende groepen toegang te krijgen tot 
politieke 

uitzonderingsinstructies om dit te voorkomen - een virus is immers het perfecte wapen van 
psychologische oorlogsvoering van angst en terreur tegen burgers. 

De pandemie is een vreselijke ziekte zonder tegengif, die kan worden behandeld binnen 
een paar dagen van martelende dood en de vernietiging door luchtaanval met een 
aerosol of atoombom kan worden beëindigd (historische holocaust - Sodom en 
Gomorra, Hiroshima en Nagasaki of nationaal-socialisme en militarisme). 
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In de zoektocht naar de oorspronkelijke drager van het virus, de gastheer als de drager, is 

een gastheer geïmiteerd en niet gesimuleerd tegen het virus, dat het zal gebruiken om te produceren 

van een vaccin moet worden gevonden. 

Aangezien het COVID-19 is, zijn alle 1-18 zieke mensen van COVID aanwezig... 

geschikt als gastheer voor de ontwikkeling en creatie van een antivirus voor de toekomst, als 

mensen gaan niet dood, maar worden ziek en besmet met een natuurlijk antivirus. 

hersteld. Een natuurlijk antivirus is al 18 keer aanwezig en moet 

toekomstig vaccin kan worden geïsoleerd. 

Het is te vermoeden, omdat de bedoeling is tegen de veronderstelling in te gaan dat de eenvoudige 

ontwikkeling van het serum met de claim van een pandemie op rij alleen maar angst en 

terreur, omdat de pandemie een uniforme aanpak vereist. Allemaal 

Staten doen wat ze willen en niet wat ze moeten doen in het geval van een pandemie. 

De pseudo-zwangere pandemie wordt een politiek-politieke pandemie door de wetshandhaving. 

van sektarische ideologieën, die worden gebruikt voor ernstige materiële en morele 

en als gevolg daarvan niet-materiële schade toebrengen aan mensen, teneinde 

te ontbinden door middel van een onderhandse overeenkomst tegen de openbare orde. Het geloof 
van de mensen in de 

Rechtvaardigheid moet door de staat worden verbrand. 

Volgens de verantwoordelijkheid van de overheid voor het vertrouwen en de eedaflegging (art. 73 
UNCharta, 

Artikel 24, lid 3, 25, 95 GG), wordt de verplichte civiele bescherming niet gerespecteerd en de 
Naleving niet afgedwongen. De dwingende verdragen van internationaal recht behoren tot alle 
omstandigheden en handhaving van de naleving (artikel 1 van de Verdragen van Genève l-IV). 

- pacta sunt servanda). 
dwingende wettelijke bepalingen 

Art. 95 VN-Handvest, art. 1, 142-149 Verdrag van Genève IV - SR 0.518.51, 


UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 of EU-RES 2009/ C-303/06 



Doel: Het verspreiden van gewelddadige angst en gewelddadige afschuw tegen de Verlichting: 

Art. 47 Conventie van Genève I - SR 0,518,12 
Art. 48 Verdragen van Genève II - SR 0,518,23 
Art. 127 Verdragen van Genève III - SR 0,518,42 
Art. 144 Verdragen van Genève IV - SR 0,518,51 

Dwingend internationaal recht moet worden nageleefd en gehandhaafd als eenvoudig federaal 
recht, aangezien 

het met de grondwettelijke klacht, -anders dan wetten voor de Bondsrepubliek Duitsland-, 

mag en kan niet worden aangevochten of onderzocht door middel van de grondwettelijke klacht. 

De beoordeling van de handeling van een staat als strijdig met het internationaal recht wordt in 
artikel 3 bepaald, 

32, 56 UN-RES 56/83, art. 6, 38-42 EGBGB (ordre public) volgens internationaal recht. Deze 

de beoordeling wordt niet beïnvloed door het feit dat dezelfde handeling volgens het nationale recht 

wordt geacht wettig te zijn. In het internationaal recht is er de irrelevantie van 

nationale wetten. Staten kunnen zich niet beroepen op het nationale recht, 

de niet-nakoming van de verplichtingen die voortvloeien uit de verantwoordelijkheid van de staat 

(vergelijking: artikel 148 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 in samenhang met het Verdrag 
van Genève inzake de bescherming van de rechten van de mens en de fundamentele vrijheden). 

Art. 24, lid 3, 25, 95 GG, art. 73, 95 UN-RES, art. 3, 32, 56 UN-RES 56/83, art. 6, 38-42 

EGBGB voor de openbare orde in de wet). 



7 


Een verplichtende partij mag niet, noch zichzelf, noch enige andere contractuele schuldenaar 
van de verantwoordelijkheden die u of een andere persoon op zich heeft genomen 
Overeenkomstsluitende partij als gevolg van de in het vorige artikel genoemde overtredingen 
...op de grond vallen. 

Voor zover vragen over de verantwoordelijkheid van een staat voor een met het internationaal recht 
strijdige handeling 

niet door deze artikelen worden gereguleerd, blijven zij bij de handhaving onderworpen aan de 

toepasselijke regels van internationaal dwingend recht in artikel 142-149 van het Verdrag van 
Genève IV - 

SR 0,518.51. Voor de verplichte uitvoering van de overeenkomst moeten de organisaties van 
Mensenrechtencommissarissen, mensenrechtenactivisten en mensenrechtenverdedigers in 
de regel en de realiteit, om de verplichte activiteiten in de praktijk te verstoren 
en sabotage. In de regel, zonder uitzondering, is het dwingend internationaal recht 
"... de organisaties, hulporganisaties of andere beschermde personen... 

om de beste opvang te bieden aan steunverlenende instanties. Ze moeten worden gegeven, evenals 

hun naar behoren geaccrediteerde afgevaardigden voorzien van alle nodige faciliteiten, 

om de beschermde personen te bezoeken, om hulp te sturen en voor educatieve doeleinden, 

voorwerpen van welke oorsprong dan ook die voor recreatieve of religieuze doeleinden worden 
gebruikt 

de vrije tijd binnen de detentieplaatsen te verdelen of te helpen organiseren 
kan. Bovengenoemde bedrijven of organisaties kunnen actief zijn op het gebied van 
een staat van bewaring of in een ander land, of 
een internationaal karakter hebben. 

De staat van bewaring kan het aantal bedrijven en organisaties beperken die 

de afgevaardigden zijn gemachtigd om hun werkzaamheden op zijn grondgebied en onder zijn 
toezicht uit te voeren 

de uitoefening van het recht van vestiging; een dergelijke beperking mag echter geen belemmering 
vormen voor de effectieve en 



voldoende bijstand aan alle beschermde personen wordt niet belemmerd". 

Het rode kruis is niet de civiele bescherming, want het rode kruis is de civiele bescherming 

niet heeft geaccepteerd en niet heeft voldaan. De taken van de civiele bescherming zijn gedefinieerd 
in de 

internationaal strafrecht, dat ook psychologische oorlogsvoering omvat. 

"...Ernstige schade wordt geacht te bestaan uit degenen die een of meer van de volgende 
handelingen verrichten 

op voorwaarde dat zij begaan zijn tegen personen of goederen die onder deze richtlijn vallen 

overeenkomsten worden beschermd: opzettelijke moord, marteling of onmenselijke behandeling, 

met inbegrip van biologische experimenten, het opzettelijk veroorzaken van groot lijden, of 

ernstige aantasting van de fysieke integriteit van de gezondheid, onwettig 

uitzetting of overbrenging, onwettige gevangenschap, dwang van een beschermde 

persoon voor dienst in de strijdkrachten van vijandige macht of terugtrekking 

hun recht op een ordelijke en onpartijdige hoorzitting overeenkomstig de bepalingen hiervan 

overeenkomst, gijzeling en vernieling van eigendommen 

en toe-eigening van eigendommen die niet gerechtvaardigd zijn op grond van militaire eisen en die 

op grote schaal en met ongeoorloofde en willekeurige middelen worden uitgevoerd. 

De vertegenwoordigers of afgevaardigden van de Beschermende Bevoegdheden zijn bevoegd om 
zich naar alle plaatsen te begeven 

waar beschermde personen zich bevinden, met name in alle detentiecentra, 

plaatsen van detentie en werk. Ze moeten toegankelijk zijn voor alle beschermde personen 

toegang tot de lokalen en het omgaan met hen zonder getuigen, indien nodig door middel van 
bemiddeling 

van een tolk. Deze bezoeken mogen alleen om dwingende redenen worden afgelegd, 
op militaire gronden en slechts bij wijze van uitzondering en tijdelijk. Uw 

De frequentie en de duur mogen niet beperkt zijn. De vertegenwoordigers en afgevaardigden van de 
Beschermende krachten hebben alle vrijheid om de plaatsen te kiezen die ze willen bezoeken. 


laat". 



Objectiviteit van de feiten 

in dwingend internationaal recht voor de federale en staatswetten: 

Het dwingende internationale recht is met name onderworpen aan de bewering of verdenking van 

COVID-19 onder alle omstandigheden en om de naleving van de fiduciaire en 

om een schending van de eed af te dwingen, "...leden van de Verenigde Naties die de 
verantwoordelijkheid hebben aanvaard... 

voor het beheer van gebieden waarvan de volkeren nog niet hebben verworven 

volledig zelfbestuur hebben bereikt, zich inzetten voor het principe dat de belangen van 

De inwoners van deze gebieden hebben voorrang; zij nemen als heilig mandaat de 

Verbintenis om in het kader van het bij dit Handvest ingestelde stelsel van internationale vrede 

internationale veiligheid, om het welzijn van deze inwoners zo goed mogelijk te bevorderen; om 

...om dit doel te bereiken, verbinden ze zich..." in de wet van de contracten. 

Daarom kan geen enkele persoon of staat aanspraak maken op een recht dat hij niet heeft. 

en is niet de eigenaar (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). Een staat heeft ook geen recht op een grondrecht 

noch het grondrecht, maar het grondrecht verplicht. Staten kunnen en mogen niet 

Beperking of verbod van de grondrechten. De Bondsrepubliek Duitsland, als vijandelijke staat. 

wordt gedwongen het internationaal recht in alle omstandigheden te respecteren en te handhaven. 

De Bondsrepubliek Duitsland heeft zich in artikel 144 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 als 
volgt verklaard 

"...De overeenkomstsluitende partijen eisen in tijden van vrede en in tijden van oorlog de tekst van 

van deze overeenkomst in hun land zoveel mogelijk, en 

vooral zijn studies in de militaire en indien mogelijk civiele 

om opleidingsprogramma's op te nemen, zodat de hele bevolking 

Ik kan de principes leren kennen. 

De civiele, militaire, politie- of andere autoriteiten die, in tijden van oorlog, een 

de verantwoordelijkheid op zich nemen met betrekking tot beschermde personen, moet de tekst van 
de 

Overeenkomst en worden specifiek op de hoogte gebracht van de bepalingen ervan". 



Aangezien artikel 25 GG in de juridische samenhang met het grondrecht in artikel 20 GG niet is 
gemaakt, zodat 

de regels van het internationaal recht als integraal onderdeel van het federale recht worden 
nageleefd en 

naleving kan worden afgedwongen vóór de federale en staatswetten ter bescherming van rechten en 

verplichtingen rechtstreeks voor de inwoners van het federale grondgebied, de basiswet 

is niet van kracht voor de Bondsrepubliek Duitsland en dus ook niet voor de wetgevende, 
gerechtelijke en 

Uitvoeren zonder legitimatie en zonder legalisatie ongrondwettelijk. 

In het internationale prelaterale recht moeten bindende verdragen in acht worden genomen. 
Overtredingen van de 

het verplichte internationale humanitaire recht op het gebied van de civiele bescherming is 
onderworpen aan rapportage- en meldingsverplichtingen en 

moet onmiddellijk worden beëindigd als er sprake is van een positieve contractbreuk. 
Verantwoordelijk is 

in overeenstemming met art. 95 VN-Handvest, art. 95 GG van de GdM (hoogste federale rechtbank) 
als een beschermende bevoegdheid in 

Civiele defensie. 

Iedereen moet voorrang geven aan bindend internationaal recht bij grondwettelijk besluit 
weten en toepassen! 

Het Verdrag inzake civiele bescherming is gedefinieerd in artikel 1 van het Verdrag van Genève IV - 
SR 0,518,51 bij alle 


omstandigheden en de naleving ervan afdwingen 
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Vaardigheden en opleiding - Basisbeginselen voor ambtenaren bij de overheid 

(Art. 1, 7, lid 3) Basisrecht, art. 25 GG, art. 142-149 Verdrag van Genève IV - SR 0.518.51, UNRES 

45/120, UN-RES 53/144, EU-RES 2009/C-303/06 ... 

Verklaring over het recht en de plicht van individuen, groepen en 

organen van de samenleving, de algemeen erkende mensenrechten en 

het bevorderen en beschermen van de fundamentele vrijheden 

De staten nemen alle nodige maatregelen om ervoor te zorgen dat 

bevoegde autoriteiten, individueel of samen met anderen, vóór elke 

geweld, bedreiging, vergelding, discriminatie in feite of in rechte, elke 

druk en elke andere willekeurige actie die het gevolg kan zijn van zijn 

de rechtmatige uitoefening van de in deze verklaring genoemde rechten. 

De vastgestelde wetten en uitvoeringsvoorschriften van de Bondsrepubliek Duitsland zijn 

als geplande misdaden tegen de menselijkheid en tegen de civiele bescherming in de verplichte 
humanitaire 

internationaal recht. De grondwettelijke legitimatie en legalisatie is 

als staatsfragment (Knight's Defeat Conference) tegen het internationale recht sinds 12.08.1949 niet 

werden geproduceerd en uitgevoerd. De schending van het internationaal recht staat vast. 

Verdrag van Den Haag inzake landoorlogsvoering door camouflage en bedrog tegen individuele 
burgers en 

de burgerbevolking wordt beschouwd als een misdrijf in de zin van het internationaal recht, en 

Internationaal strafrecht toegepast, aangezien alle landen van de Raad van Europa verplicht zijn 
EURES te gebruiken 

2009/ C-303/06. 

LET OP - Gevolgen van niet-naleving of contractbreuk: 

Het certificaat voor de noodzakelijke en vereiste informatie en opleiding wordt alleen afgegeven 
door 

ZentralMeldeAmt - Genève uitgegeven door de Academie voor Mensenrechten toen de 
De seminars werden met succes afgerond. Elke ambtenaar van de autoriteiten moet een 



certificaat en geef informatie over de certificering. 

Als de individuele persoon in de bevolking niet de noodzakelijke 

en noodzakelijke informatie en opleiding, dan draagt de persoon geen 

Verantwoordelijkheid. Wetten hebben geen bindend effect, noch op mensen, noch op 

de persoon van de persoon, aangezien een niet-contractuele verbintenis als een positieve 
contractbreuk wordt beschouwd 

van de staat (art. 6 EGBGB). 

Als het certificaat en de speciale instructie in het internationaal recht ontbreekt, -met name voor 

werknemers van de autoriteiten, is deze bevinding onderworpen aan kennisgeving en rapportage, 
aangezien deze 

is een voorwaarde. 

De staat is het sociale contract van de overheid met de onvrijwillige borgstellers van de 
Verdragsluitende staat als burger. Het verplichte investeringsbeschermingsverdrag verplicht (UNRES 
56/83) de staat. Alle staten zijn partij bij de Conventies van Genève en hun 

Aanvullende protocollen en derhalve gebonden aan deze protocollen om het internationale recht toe 
te passen 

kan. Als de contractueel vereiste en noodzakelijke informatie en opleiding ontbreekt, 


de rechtsstaat ontbreekt! 
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UN-RES 45/120, UN-RES 53/144 of EU-RES 2009/ C-303/06 komt overeen met artikel 144. 

Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51, aangezien iedereen de civiele bescherming kent naar 
constitutionele rang, 

moet informatie, overleg en advies geven en de civiele bescherming in acht nemen (artikel 25 GG, 

§§ 6-15 VStGB). De schending van rechten door werknemers bij de overheid kan zijn 
Wettelijk bindend in tegenstelling tot de wet, noch de verjaring, noch de sanctie volgens §§ 4-5 
VStGB kan worden gereduceerd. 

EU-RES 2009/C-303/06, punt 13-14 

"... Bepaalde ernstige schendingen van het internationaal humanitair recht worden in aanmerking 
genomen 

Oorlogsmisdaden. Oorlogsmisdaden kunnen in dezelfde omstandigheden worden gepleegd als 
genocide. 

en misdaden tegen de menselijkheid, maar, in tegenstelling tot oorlogsmisdaden. 

dit laatste hoeft niet gepaard te gaan met een gewapend conflict. Individuele personen zijn 
verantwoordelijk voor 

Oorlogsmisdaden persoonlijk verantwoordelijk...". 

Aangezien de mensen niet over de nodige en noodzakelijke opleiding en training beschikken 

en/of bezitten, worden als dwazen vastgehouden om in hun armen te worden genomen en in 
armoede te worden gebracht. 

...om te sturen. Dus wie het dwingende internationale recht, Zijn wet, niet kent, heeft geen recht, 
want 

alleen domheid, luiheid en lafheid als het kwaad van de mensheid kan niet effectief worden 
georganiseerd... 

zal zijn. Verkenning is een mislukking. Het dwingende internationale recht is een schuld die aan de 
bron moet worden kwijtgescholden. 

Overduidelijkheid en staat van oorlog: 

Het zal door mij worden bepaald als de rechtmatige arbiter volgens dwingend internationaal recht in 
Uitvoering van de overeenkomst in naam en voor rekening van de gerechtigheid, 
dat een politieke, vakbonds- en sektarische idiotologiepandemie van 
psychologische oorlogsvoering en er bestaat geen natuurlijk-biologische viruspandemie. 



COVID-19 is, als er al iets is, een gewone griep en geen pandemie. Voor 

pandemische beslissingen zouden de civiele bescherming zijn in overeenstemming met het bindende 
internationale recht. 

en zou moeten worden verklaard en afgekondigd door de civiele bescherming (artikel 95 van het VN- 
Handvest, 

Art. 24, lid 3, 25, 95 GG in dwingend verband met art. 142-149 van het Verdrag van Genève IV. 

SR 0,518,51). 

Corona betekent het verkopen van krijgsgevangenen als slaven en beschrijft een term van 
staat van oorlog in camouflage en bedrog. Oorlogsvoering door middel van listen tegen 
Burgers zijn verboden. 

Corona beschrijft een algemene verdenking in een staat van oorlog van ontwapende 

krijgsgevangenen (§§ 8-9 BKA-wet DR 329/10, art. 122, 123 Verdrag van Genève III) voor 

Creatie van intern ontheemden. Art. 24 HLKO (Haags Grondwettelijk Verdrag) wordt geïnterpreteerd 
door de 

BKA (Federale overheid) in Printed Matter 329/10 als een actieve vijandelijke staatsclausule gebruikt 
voor 

civiele bescherming in Art. 142,143 Verdrag van Genève III - SR 0.518.42 voor krijgsgevangenen tot 
voorkomen. 

"Warrantenlijsten en het gebruik van de nodige middelen voor het verkrijgen van nieuws (§§ 8-9)". 
BKA wet) over de tegenstander en het terrein, zijn (privé en niet 

publiek) "toegestaan", maar niet tegen burgers. De mensen worden beschouwd als ongewapend 

krijgsgevangenen die worden vastgehouden en behandeld door de gewapende administratieve 
eenheden omdat in 

Artikel 139 van de basiswet staat de bevrijding van het nationaal-socialisme en het militarisme in de 
vijandelijke staat niet toe. 

heeft plaatsgevonden en mag niet plaatsvinden (artikel 139,146 GG, artikel 53, 107 VN-Handvest). 
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Voor de handhaving van schendingen van het burgerlijk beschermingsrecht door het Verdrag van 
Den Haag inzake grondoorlogsvoering 

is verantwoordelijk voor de civiele bescherming (artikel 154 van het Verdrag van Genève IV - SR 
0.518.51). 

De vrijstellingen van de biologische en chemische bescherming 

psychologische oorlogsvoering is onderworpen aan een onmiddellijke publiekrechtelijke regeling... 

en dwingend internationaal recht voor de Bondsrepubliek Duitsland en de 

Partijen bij de overeenkomst. Elke inbreuk op rechten kan en zal voor het Hof van Justitie worden 
gebracht. 

worden verduidelijkt en beëindigd, aangezien de binnenlandse rechtspraak niet onder UN-RES 56/83 
valt. 

is eigenlijk nog steeds haalbaar onder het internationale recht. 

Het is duidelijk een geplande pandemie voor andere doeleinden dan die welke bedoeld zijn als 
Misdaden van agressie tegen de mens en de mensheid. 

Zij moet, in het kader van de tenuitvoerlegging van het bindende internationale recht, een onderzoek 
instellen naar elke 

de vermeende inbreuk, die zal worden voorgelegd aan het arbitragehof van het Hof van Justitie in 
Genève, om de schending van de wet te verhelpen door teruggave aan 

einde amnestie (artikel 149 van het Verdrag van Genève IV - SR 0.518.51, artikel 95 van het VN- 
Handvest) 

De taal van het besluit dat wordt uitgesproken is in overeenstemming met artikel 53, 107 van het VN- 
Handvest in samenhang met 

met grondwettelijke voorrang van de preambule, art. 1 Grondrechten in de Basiswet voor 

Bondsrepubliek Duitsland en in de overgangsovereenkomst "Duits". 

De Corona-actie het misdrijf corona naar internationaal recht dient om te voorkomen en 

beperking van dwingend internationaal recht tegen de effectieve uitvoering van het 

Civiele bescherming tegen mensenrechtenverdedigers, mensenrechtenverdedigers en 
mensenrechtenactivisten 

door de noodtoestanden (artikelen 1, 9-12,132, 140 en 142-149 van het Verdrag van Genève IV). 

SR 0,518,51 in verband met het internationaal strafrecht [VStGB], UN-RES A-RES 66/164, 



UN-RES A/RES/217, UN-DOC 217/A-(III) en moet worden uitgevoerd met het tienjarenplan 
02.10.1990 

het plan, want een vredesverdrag is niet gepland (Parijs 
contracten). 

De Verdragen van Parijs zijn internationale privé-verdragen, waarvan het belangrijkste onderdeel de 

Verdrag van Duitsland. Ze zijn bedoeld om een einde te maken aan het bezettingsregime en zijn 
verplicht 

Internationaal recht. Schendingen van de mensenrechten zijn schade veroorzaakt door oorlog en de 
gevolgen van oorlog. De regels 

voor binnenlandse ontheemden en slachtoffers van geweld in UN-DOC E/CN.4/2000/62, UN-RES 
ARES 

66/165 en E/CN.4/1998/53/Add.2 zijn verplicht na te leven, toe te passen en 
om te handhaven. 

Aangezien de verduidelijking van de verplichte civiele bescherming in de ondertekenende staten niet 

is geobserveerd en gehandhaafd, de personen die bescherming nodig hebben (artikel 142), 

143 De Verdragen van Genève IV - SR 0,518,42) zijn niet opgenomen in de civiele bescherming. 

(Artikelen 132, 140, 142-149 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51). 

Een algemene verdenking in een staat van oorlog van ontwapende krijgsgevangenen (§§ 8-9 
BKAGesetz) 

DR 329/10, art. 122,123 van het Verdrag van Genève III) is bedoeld voor de productie en 

Ontheemden een misdrijf. Art. 24 HLKO (Verdrag van Den Haag inzake landoorlogsvoering) wordt 
geïnterpreteerd door de 

BKA (Federale overheid) in drukwerk 329/10 als actieve vijandelijke staatsclausule. 

"Warrantenlijsten en het gebruik van de nodige middelen om nieuws te verkrijgen over 
Om tegenstanders aan te trekken en het terrein is toegestaan". De mensen heten 
krijgsgevangenen die worden vastgehouden en behandeld door de gewapende administratie 


Rheinwiesenlager). 
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Instructie over rechtsmiddelen: 

Elke persoon die gelooft dat zijn rechten zijn of worden geschonden, kan 

volgens artikel 149 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 voor het Hof voor civiele 
bescherming 

om opheldering en teruggave voor amnestie te eisen, 
instructies die moeten worden toegepast: 

UN-RES A/RES/217, UN-DOC. 217/A-(III) 

UN-RES 56/83 Verantwoordelijkheid van de staat 

Art.73 in samenhang met Art. 53, 107 VN-Handvest - Bestuur en vijandelijke staat 

UN-RES 43/225 

UN-DOC A/C.5/43/18 

UN-RES A/66/462/Add.2 

UN-A/RES/53/144 

UN-A/RES/53/625/Add. 2, 

UN-DOC A/C.5/43/18 ve UN/RES 66/164 
in samenhang met artikel 95 van het VN-Handvest, 

Art. 1, 142, 144 Verdrag van Genève IV - SR 0.518.51 - EU-RES 2009-C303-06 
Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 - Civiele bescherming 

in samenhang met de artikelen 146-149 van het Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 
inzake de bevoegdheid van het internationaal strafrecht 
VStGB - Internationaal strafrecht 
UN-RES A-RES 66/164- 

Mensenrechtencommissarissen, mensenrechtenactivisten, mensenrechtenactivisten 
UN-DOC E/CN.4/2000/62 - 

Recht van slachtoffers van ernstige schendingen van de mensenrechten en de fundamentele 
vrijheden op 


Restitutie, compensatie en rehabilitatie 



UN-RES A-RES 66/165 en E/CN.4/1998/53/Add.2 - Binnenlandse vluchtelingen 
I, 10.06.2020 AD aE. 

Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium, Mustafa-Selim SÜRMELI 
Titelhouder EHRM 75529/012, artikelen 53 en 59 EVRM, artikel 24, lid 3, en artikel 25 GG. 
Academie Mensenrechten - nds. Ministerie van Wetenschap en Cultuur - 24-71109/2 - 4/15 
volgens artikel 19, lid 3, grondrecht, art. 1-2 OCT, BVerfGE 1 BvR 1766/2015. 
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Instructie voor rechtsmiddelen 

Bepaling / beslissing / bestelling of beslissing 

in het prestatelijk natuurrecht in samenhang met het internationaal recht 
voor federale en staatswetten 

De vaststelling/beslissing/opdracht of de beslissing kan worden genomen met de (onmiddellijke) 

Het beroep of de oppositie kan alleen worden aangevochten als zij daadwerkelijk 

is objectief gezien verkeerd. Het is alleen maar goed dat dit binnen een noodperiode van drie weken 
(21 dagen) gebeurt. 

bij het Hof van Justitie van de Europese Gemeenschappen [GdM] zonder misbruik van recht of 
beroep in te stellen 

als de personen het recht hebben om een rechtsvordering in te stellen. Een vereniging van 
rechtspersonen 

zonder fundamenteel recht is niet 

die in staat zijn tot kadaster, gerechtelijk, zakelijk, actie, onrechtmatige daad, insolventie, contract of 
procesvoering, 

maar alleen schuldig en aansprakelijk in de band, 

omdat voor publiekrechtelijke rechtspersonen de grondrechten in beginsel van toepassing zijn 
Niet. 

De termijn begint met de kennisgeving van de declaratoire beslissing / beslissing / beschikking of de 

Besluit. Iedereen die het recht heeft om in beroep te gaan of bezwaar te maken tegen de 
beslissing(en) is 

bevinding / beslissing / bestelling wordt in zijn recht geschaad. Deze 

geen bindend effect, geen termijnen, geen mislukking van de uitvoering en handhaving 

van de vaststelling/beslissing/opdracht of de beslissing. 

Het beroep of het bezwaar of het verzet wordt ingediend door het indienen van een schriftelijk 

In dat geval moet de zaak, om de termijn in acht te nemen, worden voorgelegd aan het Hof van 
Justitie van de Europese Gemeenschappen. 

Mensen [GdM] komt eraan. Met de onmiddellijke klacht of het bezwaar of protest 
in geval van nood is tussentijdse rechtsbescherming vereist en binnen een week 



(7 dagen) te worden ingediend bij het Hof van Justitie van de Europese Gemeenschappen. 

Het moet worden ingediend door de appellant of zijn 

en ondertekend door de daartoe bevoegde persoon en gedeponeerd bij de 

Hof van Justitie van de Mensen [GdM] - Hof van de Mensen [CHB], 

GdM Balexertoren, 18, Louis-Casaïlaan [CH-1209] GENEVA - CH 
of 

CHB Capitol Hill - 20 F Street, 7th Floor [DC-20001] WASHINGTON D.C. - USA 

zonder misbruik van rechten. Het beroep of het bezwaar of de oppositie en 

Het beroep moet gericht zijn op de tenuitvoerlegging van de bestreden bevinding / beslissing / 

de beschikking/het besluit citeren en een verklaring opnemen dat de rechtsmiddelen tegen 

tegen deze bevinding / beslissing / beschikking wordt beroep aangetekend en de 

De rechtsbescherming moet met naam en toenaam worden genoemd, gerechtvaardigd en 
geloofwaardig worden gemaakt. 

Indien de vaststelling / beslissing / beschikking of de beschikking slechts gedeeltelijk wordt 
aangevochten 

de omvang van het beroep of bezwaar wordt gespecificeerd, de omvang van het beroep of bezwaar 
is 


en het geloofwaardig te maken. 
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Verplichte rechtbank - preventie en teruggave van amnestie 

Art. 24, lid 3, 25, 95 Basiswetgeving, artikel 95 VN-Handvest, artikel 149 Verdrag van Genève IV - SR 
0,518,51. 

Overeenkomstig artikel 24, lid 3, van de basiswet van de Bondsrepubliek Duitsland, -C.H. BECK 
Commentaar Jarass / PIEROTH op IV Arbitrage (para. 3)-, is de opperste 

Het Federale Hooggerechtshof is, als verplichtend hof van verbintenissen, verplicht bevoegd op 
grond van zijn grondwet. 

In art. 24 (3) GG, het hoogste federale gerechtshof in art. 95 GG en art. 95 UN-Charta. 
zeker."... Niets in dit Handvest sluit de leden van de Verenigde Naties uit 
reden van bestaande of toekomstige overeenkomsten de beslechting van hun geschillen andere 
naar de rechtbank..." 

Het verplichte arbitragehof wordt contractueel bindend en verplicht in artikel 149. 

Verdrag van Genève IV - SR 0,518,51 en is verplicht op grond van dwingend internationaal recht. 
Het hoogste federale gerechtshof, -als een verplicht scheidsgerecht-, is 

1. door de toetreding van de staten tot de overeenkomst openbaar te maken 

2. zich volledig inzetten voor amnestie op het gebied van preventie en restitutie, en 

3. ambtshalve te handelen zonder toestemming van de verwerende staat. 

De verplichte verklaring is onmiddellijk uitvoerbaar (ad hoe), in de volgende gevallen 

in art. 1,149 Geneefse Conventie IV - SR 0.518.51, omdat de staten zich ertoe verbonden hebben 

"... om deze overeenkomst in alle omstandigheden na te leven en ervoor te zorgen dat zij wordt 
nageleefd 

om... Zodra de overtreding is vastgesteld, wordt u op de hoogte gebracht... 
en ze zo snel mogelijk te straffen...". 

Verplichte arbitrage veronderstelt een band als de persoon wordt beschouwd 
soeverein is gebogen en/of geschonden in een administratieve handeling. De inbreuk 
tegen dwingend internationaal recht in het openbare grondwettelijke stelsel (artikel 6 EGBGB) 
leidt tot een verbintenis in een niet-contractuele verbintenis (art. 38-42 EGBGB). 

Een staat als rechtspersoon ontstaat alleen door een verbinteniscontract (art. 6). 



recht van de contracten - SR 0,111) en kan alleen als rechtspersoon worden gecreëerd door een 
verplichting 

de niet-contractuele verbintenis moet verplicht worden nagekomen of geliquideerd. 

Voor schendingen van dwingend internationaal recht, mensenrechten of fundamentele rechten en 
vrijheden 

In het geval van een schending van de fundamentele vrijheden hebben de ambtenaren van de 
autoriteiten of de overheid niet 

Toestemming. De staat is contractueel aansprakelijk voor elke inbreuk op de rechten van de 
ambtenaren in de 

De autoriteiten en de overheid en de staat moeten actie ondernemen tegen de dader van het 
misdrijf. 

Individuele personen bij de autoriteiten en de overheid zijn verantwoordelijk voor de overtredingen. 

Volgens artikel 95 van het VN-Handvest, artikel 24, lid 3, artikel 25 GG, artikel 149 van het Verdrag 
van Genève IV - SR 0,518,51. 

het verplichte arbitragehof is verantwoordelijk, aangezien het internationaal recht wordt 
voorafgegaan door federale en staatswetten 

is van toepassing op de grondwettelijke grondrechten. De Bondsrepubliek Duitsland 
heeft zich onderworpen aan het Civil Defense Treaty. 

Verantwoordelijkheid van de staat voor handelingen die in strijd zijn met het internationale recht 
tegen artikel 73 van het VN-Handvest 

lost op volgens UN-RES 56/83, art. 142-149 Geneefse Conventie IV - SR 0.518.51, art. 95 UNCharta. 


de preventie en teruggave van amnestie. 



15 


Preventieve melding (strafrechtelijke vervolging) aan 

1. het bestraffen van de persoon die verantwoordelijk is voor zijn of haar gedrag (repressie) 

2. te voorkomen dat hij zijn onwettige gedrag voortzet 
(speciale preventie) en 

3. om te voorkomen dat anderen dit doen (algemene preventie). 

Bericht van teruggave (aansprakelijkheidsopzegging) voor amnestie, ter voorkoming van alle 
immateriële zaken 

en materiële gevolgen van een 

onrechtvaardigheid, 

van ongerechtvaardigde verrijking, 

een beheer zonder mandaat ("Negotiorum gestio") of 

een fout tijdens de contractonderhandelingen ("Culpa in contrahendo") 

als schade, gevolgschade en gevolgschade als totale schade in 

Verplichting (ROM-statuut, EVUCGB). 

De meldingsplicht en de meldingsplicht moeten worden gericht aan de 

Hoge Commissaris voor de mensenrechten in de civiele bescherming van de ICMLR 

Bielfeldtweg 26 in [DE-21682] STADE 

in de civiele bescherming. Meer gedetailleerde informatie over de gevolgen en 

Bevoegdheid voor contractbreuk zijn in SÜRMELI - Raport 5/2019 

"Verantwoordelijkheid voor de publiekrechtelijke investeringsbescherming" op het 
ZentralMeldeAmt.ch aan 

vinden. 

Alle systematisch vermelde informatie is vrij toegankelijk en kan door iedereen worden gelezen. 

Schendingen van de mensenrechten en schadeloosstelling van slachtoffers vallen onder de artikelen 
142-149 van het Verdrag van Genève. 

IV - SR 0.518.51 (handhaving van het Verdrag inzake civiele bescherming) en moet contractueel 
worden geregeld overeenkomstig 

van de vaststelling wordt momenteel (ad hoe) dwingend afgedwongen door teruggave 



en beëindigd. 

Obligaties zijn schuldbewijzen. 

Obligaties worden niet onderhandeld in dwingend recht, 
maar onmiddellijk uitgevoerd (ad hoe)! 

Alle systematisch vermelde informatie is vrij toegankelijk en kan door iedereen worden gelezen. 
Rubrum, rechtskeuze, jurisdictie en strafbaarheid: 

Verplichting en wettelijke definitie van de verplichte overeenkomst 

Art. 1, 52 Conventie van Genève I - SR 0,518.12 

Art. 1, 53 Verdragen van Genève II - SR 0,518,23 

Art. 1, 11, 104, 132 Verdragen van Genève III - SR 0,518,42 

Art. 1, 12, 149 Verdragen van Genève IV - SR 0,518,51 
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LET OP: 

Basisprincipe van het recht om te worden gehoord: 

Wie kan spreken, mag spreken en moet spreken, moet spreken! 

Wie niet kan en mag spreken, moet zwijgen! 

De werknemers van de verenigingen van rechtspersonen moeten zich daar in principe van 
onthouden, 

om het recht van de mens in principe op te schorten naar eigen goeddunken, aangezien dit 
grondrechten zijn. 

en hebben geen recht op een grondrecht (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). De 

De personeelsleden kunnen zich tijdens hun diensttijd laten registreren (document 12.1-23/17 van 
de centrale politiedienst). 

Nedersaksen - 12e afdeling) zich niet beroepen op een grondrecht en voornemens zijn het 
internationaal recht toe te passen 

federale en staatswetten onder alle omstandigheden en de toepassing ervan 
(Verdrag van Genève IV - SR 0.518.51, artikel 73 VN-Handvest) 

Volgens § 80 VwGO moet elke administratieve handeling gerechtvaardigd en geloofwaardig worden 
gemaakt, 

ook huisverbod en het ophangen van de telefoon of het niet beantwoorden van de telefoon. In 
gevallen waarin de 

uitvoering of onmiddellijke uitvoering in het algemeen belang of in het overheersende belang van 

Belang van een belanghebbende partij van de autoriteit die de administratieve handeling verricht of 
heeft verricht 

oppositie, moet het bijzondere belang van de partijen worden beschouwd als een bijzonder belang 
bij 

de onmiddellijke schriftelijke uitvoering van de administratieve handeling. Een bijzondere 

Er hoeven geen redenen te worden opgegeven indien de autoriteit in geval van dreigend gevaar, met 
name 

dreigende nadelen voor het leven, de gezondheid of eigendommen, bij wijze van voorzorgsmaatregel 
een 


neemt een aangewezen noodmaatregel in het algemeen belang. 



Let op: constitutionele geschillen (§ 40 VwGO) zijn niet toegestaan. 

Overeenkomstig artikel 17a van de Basiswet hebben werknemers geen mening of belang in het 
algemeen belang. 

Recht op vrije meningsuiting en verspreiding van informatie in woord, geschrift en beeld. Dit maakt § 
80 VwGO 

in § 40 VwGO is onvoorwaardelijk alleen toegestaan bij ongrondwettelijke handelingen. 

Neem de regels van de verplichtingen in acht, aangezien er schadevergoeding wordt geëist (§ 41 
ZPO). 

Schrijf een volledige lijst voor de post: 

Hof van Justitie van het Volk aE. 

permanent hof van dwingend humanitair internationaal recht 
declaratoire en verplichte rechtbank in uitvoering 
Bielfeldtweg 26 - [DE-21682] STADE 
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LIJST MET BEWIJSMATERIAAL: 

Tentoonstelling A: https://de.wikipedia.org/wiki/COVID-19-Pandemie 

Bewijsstuk B: Verslag over de risicoanalyse in de civiele bescherming (gedrukt document 17/12051) 

In het verslag over de risicoanalyse in de civiele bescherming (gedrukt document 17/12051) over 
virusmodaliteiten... 

SARS, Sars Coronavirus [ COV ] - zie ook pagina 5, punt 2.3, pagina 57,60 ... van de 

Risicoanalyse - doorgestuurd per brief van het Bondsministerie van Binnenlandse Zaken d.d. 21. 

10.2012 overeenkomstig § 18, leden 1 en 2, van de Wet op de civiele bescherming en 

Federale noodhulp aan de Duitse Bondsdag 17e zittingsperiode 03. 01. 2013, 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/120/1712051.pdf 

het is een geënsceneerd scenario van een pandemie. Om deze reden 

Elk land paste zijn eigen gedeeltelijke uitzonderings- en uitvoeringswetgeving toe. 

De risicoanalyse "Pandemie veroorzaakt door Virus Modi-SARS" is uitgevoerd onder professionele 
begeleiding. 

Leidend management van het Robert Koch Instituut en deelname van andere federale overheden 
wordt uitgevoerd. 

Het scenario dat in dit document wordt aangenomen, heeft verbazingwekkende parallellen met de 
van de gebeurtenissen van vandaag. We zien nu hoe de voorgestelde maatregelen 
worden afgedwongen. 

Vanaf de risicoanalyse pagina 5 punt 2.3, pagina 57,60 ... 

... het virus begint in Azië in februari, een paar weken later verschijnt het in Duitsland... 

op . gevolgen voor de nationale economie catastrofaal. In de periode van de eerste 

golf (dag 1 tot 411) in totaal 29 miljoen mensen ziek worden, in de loop van de tweede golf. 

(dag 412 tot 692) in totaal 23 miljoen en tijdens de derde golf (dag 693 tot 
1052) in totaal 26 miljoen mensen in Duitsland Voor de gehele 

moet worden beschouwd als een rechtstreeks gevolg van het overlijden van ten minste 7,5 miljoen 
mensen in de periode van driejaar. 

om rekening te houden met de gevolgen van de infectie. 



Bewijs C: Video over risicoanalyse - Prof. Walter VEITH en Petra SEDLBAUER 
Corona-crisis - een teken van de tijd? # Prof. Dr. Walter Veith, Petra Sedlbauer 
https://www.youtube.com/watch?v=rqboYGG6dS4&feature=share&fbclid=lwAR3euDi5Wu 
QQ-F4WrsYLeKDBkyzDzeyMPJmOOTdOU-DHBG4BoprldrJUjwY 
Bewijsstuk D: Robert WIELER - Robert Koch Instituten 

Hoofd van het Robert Koch Instituut Robert Wieler zegt: "Er is eigenlijk helemaal geen 
ziekteverwekker... 

https://www.youtube.com/watch?v=b0jvRRZiHU0&t=9s 
Bewijsstuk E: het verzamelen en testen van onjuiste gegevens 

https://www.freiewelt.net/nachricht/naechste-falschmeldung-des-rki-aufgeflogen-10081168/ 
Naar verluidt, in de week van 20.04 tot 27.04.2020 meer dan 460.000 coronatests. 
zijn uitgevoerd. Volgens een bericht in het nieuws, Robert Koch... 

Instituut door 120.000 tests. 
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Bewijsstuk F: Verboden: particulier openbaar gesimuleerd 

Analyse van het corona-crisisbeheer van de eenheid KM 4 van het Bondsministerie van Financiën. 
Interieur voor de bouw en thuis vertoont catastrofale fouten aan het Coronavirus (COVID-19) 
Oberregierungsrat Stephan K., beschrijft coronamaatregelen van de Bondsregering als 
"vals alarm" Stephan K. verwijst naar microbioloog Sukharid Bhakdi, immunoloog Stefan 
Krukje, enz. De analyse werd gepresenteerd als een privé-advies 

https://www.hier-luebeck.de/index.php/analyse-des-corona-krisenmanagements-des-referatskm- 
4 wijzen op catastrofaal-error-on/ 

Bewijs G: NETFLIX SERIES speelde SCHOON 2018 CORONAVIRUS PANDEMIE 

https://www.tag24.de/thema/coronavirus/netflix-serie-prophezeite-schon-2018- 

coronaviruspandemie- 

1470942 

Bewijs H: ongeschikte testprocedures - Fake - President van Tanzania John MAGUFULI 
CORONA - Vruchten, geiten en vogels positief getest - 
https://youtu.be/EhQ8mwoD61o 

Bewijs I: corona = verkoop van krijgsgevangenen als slaven, corona = staat van oorlog. 
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Verwijzing J: historisch - Rattenvanger van Hameln 



20 


Verwijzing K: Merken- en octrooibureau - Christian DORSTEN - 2001 
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Beweis L: Wandmalereien im DENVER AIRPORT - angekündigt 

https://www.eaec-de.org/Denver Airport.html 
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Beweis M: Asterix und Obelix -1981 - Wagenlenker CORONAVIRUS - Maske tragen 



Maske = Person- Narrenbekleidung 
https://de.wikipedia.org/wiki/Maske 
Person = Idiot 

https://de.wikipedia.org/wiki/Idiot 

Das Wort Idiot leitet sich von altgriechisch i5idóxr|c; idiotes ab, m das in etwa „Privatperson“ 
bedeutet. 
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Beweis O: Virusankündigung - 2020 


'y ontot dementi* 


rmpnllngntU 


• *•— 4 


WARNINGS OF 
VIRUS IN 1981 


» «ppeaird to pfeÜK' * 4 »cr>n«» 

In^iIV thee 


TWO «ulltorft _ tr - t , L 

»fm» dff»dr» Wotr llw ouiliftiu» 

Dean Kexrnt/'» tlwUlei Ihe Pf» _ <M 1 
Ikuincxx, fHiblifthct) in 1‘JMI. lelUthe Mory oi 
• lef hul nunnwiir vim» in Wulmn - the urne 
Chinese city wherc comiutvtm» bcoke out 
In anothet spoofcy coindtlence, tl te doonu- 
cUy hooi Bnd Of D«ry» - wrilten bv American 
pcydilc Sytvt*/.:. owm w ‘ MjiobUftncd In 2üOH 
- prwilcfrtl mrrr vvnulclbe* jptnimonla4lkc 
glolul pamfrmk* In 2020 
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Beweis P: Virusankündigung - 2020 


tBHIUanc* 


UNABRIDGED 


The EYES 




Bereits 1981 schrieb 
der US-amerikanische 
Schriftsteller Dean 
Koontz unter dem 
Pseudonym Leigh 
Nichols den Roman 
'The Eyes of 
Darkness" (dt., "Die 
Augen der 
Dunkelheit", 1988). 

Der Roman beschreibt 
eine katastrophale 
Pandemie, erzeugt 
durch eine 

Infektionskrankheit (virale Lungenentzundung), 
gegen welche die Schulmedizin machtlos ist. 

Und wie heifct der Virus in diesem Roman? - 
"Wuhan-400"! Zu Ehren der gleichnamigen Stadt in 
China, deren Miiitarlaboratorium das Virus 
entwickelt hat und die zum Hauptschwerpunkt der 
Epidemie wurde. Die Ereignisse des Romans 
finden übrigens im Jahr 2020 statt. 


Darkness 
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Beweis Q: 10 Dollar - CORONA - privat WHO Bill GATES 



Beweis R: Simpsons sagten das Coronavirus voraus! 

https://www.heidelberg24.de/region/coronavirus-simpsons-video-tv-vorhersage-zukunft- 

prophezeiung-voutube-epidemie-homer-pandemie-13520586.html 
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Beweis S: Öffentliche Bekanntmachung - 07.11.1918 

Um die Ausbreitung der spanischen Influenza zu verhindern, wird darauf hingewiesen, dass 
alle Schulen, öffentlichen und privaten Kirchen, Theater, Filmhallen, Poolraume und andere 
Vergnügungsstatten sowie Lodge-Versammlungen bis auf weiteres geschlossen werden 
müssen. Alle öffentlichen Veranstaltungen, die aus zehn oder mehr Personen bestehen, sind 
verboten. 


Thuriday, November 7th, 1918 



CORPORATION OT THE CITY OF KELOWNA 


PUBLIC NOTICE 


Notice ia hereby given that, in order to pre¬ 
vent the spread of Spaniah Influenza, all Schools, 
public and private,v Churches, Theatred, Moving 
Picture Halls, Pool Rooms and other places of 
amusement, and Lodge meetings, are to be 
closed until further notice. 

All public gatheringa conaialing of ten or more are 
prohibited. 

„ , D. W. SUTHERLAND, 

Ke,0 " n ». X' C ^. Mayor. 

I9th October, 1918. 


Beweise: XYZ 

https ://dipbt .bunde stag. de/dip2 l/btd/17/120/1712051. pdf 

https://www.voutube.com/watch?v=p AyuhbnPOI 

https://www.tagesschau.de/inland/coronavirus-deutschland-177.html 

https://www.welt.de/verrnischtes/article206602111/Coronavirus-Im-extrernsten-Fall- 

koennten-Einschraenkungen-2-Jahre-dauem.html 

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Coronavirus-Oesterreich-und-Israel-setzen-auf- 

Handy-Tracking-4684339.html 

https://www.chabad.org/librarv/article cdo/aid/62221/iewish/The-7-Noahide-Laws- 

Universal-Morality.htm 

https://www.noahide-academv.com/noahide-world/noahide-laws-recognized-by-govemments/ 

https ://w ww .congress. go v/bill/102nd-congress/house-i oint-resolution/104/text/enr 
https://de.sputniknews.com/kommentare/20200608327330920-covid-19-lockdown-analyse- 

teil-1/ 

https ://de .sputniknew s .com/poli tik/20200609327343107-covid-19-lockdown-anal yse-teil-2/ 

























